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Referentenentwurf

des Bundesministeriums fur Landwirtschaft und Ernahrung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Tierschutzgesetzes und des
Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes

A. Problem und Ziel

Durch die Aufnahme des Tierschutzes als Staatszielbestimmung in das Grundgesetz (GG)
ist dem Tierschutz in Deutschland ein deutlich starkeres Gewicht zugekommen. Durch das
Einfigen der Worter ,,und die Tiere" in Artikel 20a GG erstreckt sich der Schutzauftrag seit
2002 auch auf Tiere. Dem ethischen Tierschutz wurde damit Verfassungsrang verliehen.
Weder der Tierschutz noch mit ihm konkurrierende Verfassungsguter besitzen seither einen
generellen Vorrang. Im Konfliktfall ist im Rahmen der Abwéagung und unter Berucksichti-
gung der falltypischen Gestaltung sowie der besonderen Umstande zu entscheiden, wel-
ches verfassungsrechtlich geschitzte Gut zurtickzutreten hat. In der Gesamtbilanz der ver-
gangenen zwanzig Jahre zeigt sich jedoch, dass in verschiedenen Bereichen des Umgangs
mit Tieren nach wie vor Defizite bestehen. Den Tierschutz zu verbessern hat daher eine
hohe Prioritat. Das zeigt sich auch an den zahlreichen Vereinbarungen im Koalitionsvertrag
2021 — 2025 ,Mehr Fortschritt wagen - Bundnis fur Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltig-
keit* in diesem Bereich. Voraussetzung fiir die Umsetzung dieser Vereinbarungen ist unter
anderem auch die vorliegende Anderung des Tierschutzgesetzes, mit der Rechts- und Voll-
zugsliicken im Bereich des Tierschutzes geschlossen und die bestehenden tierschutzrecht-
lichen Regelungen an aktuelle wissenschaftliche und praktische Erkenntnisse angepasst
werden. Ziel ist es, den Tierschutz bei der Haltung und Nutzung von Tieren umfassend zu
starken.

B. LOsung

Durch die Anderung, Ergéanzung oder Ersetzung bereits bestehender Regelungen zum
Schutz von Tieren sowie durch den Erlass und die Ergédnzung von Erméachtigungsgrundla-
genim Tierschutzgesetz sollen bestehende Defizite behoben werden. Dabei sind insbeson-

dere folgende Anderungen und Erganzungen hervorzuheben:

¢ Die grundsatzliche Beendigung der Moglichkeit, Tiere angebunden oder anderweitig
fixiert zu halten.

¢ Die Reduzierung der Durchflihrung nicht-kurativer Eingriffe.
e Die Verpflichtung zur Identitdtsmittelung im Onlinehandel mit Heimtieren.
e Die Einfuhrung einer Videouberwachung in Schlachthofen.
e Die Erh6hung des Straf- und Bul3geldrahmens.
e Das Ausstellungs- und Werbeverbot fir Tiere mit Qualzuchtmerkmalen.
Zu den dargelegten Anderungen und Erganzungen kommen noch weitere wichtige Neue-

rungen, mit denen die tierschutzrechtlichen Vorschriften nachhaltig verbessert und an den
aktuellen Erkenntnisstand angepasst werden.
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C. Alternativen

Zu den vorliegenden Anderungen, Erganzungen und Anpassungen des Tierschutzgesetzes
bestehen keine Alternativen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

[getrennt fur Bund und Lander (inkl. Kommunen)]

[..]

E. Erfallungsaufwand

[8 2 des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates; maf3geblich ist
der Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfillungsaufwands in Regelungsvorha-
ben der Bundesregierung.]

E.1 Erfallungsaufwand far Bargerinnen und Birger

[...]

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

[8 2 Absatz 2 des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates]

[..]

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

[..]

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

[getrennt fur Bund, LAnder und Kommunen]

[..]

F. Weitere Kosten
[insbesondere sonstige Kosten fiir die Wirtschaft, Kosten flr soziale Sicherungssysteme,

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau]

[..]
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Landwirt-
schaft und Ernahrung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Tierschutzgesetzes und des
Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Tierschutzgesetzes

Das Tierschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBI.
I S. 1206, 1313), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 20 des Gesetzes vom 20. Dezember
2022 (BGBI. | S. 2752) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Nach § 1 Satz 2 wird folgender Satz eingeflgt:

.Bei der Abwagung schutzwirdiger menschlicher Interessen mit dem Tier-
schutz stellt ein wirtschaftliches Interesse fir sich genommen keinen verninf-
tigen Grund fur eine Beeintréchtigung von Leben und Wohlbefinden eines Tie-
res dar.”

2. In 8 2a Absatz 1b werden nach den Wortern ,Vorschriften zur Kennzeichnung*
die Worter ,und Registrierung” und nach den Woértern ,Durchfiihrung der
Kennzeichnung” die Worter ,und Registrierung* eingefigt.

3. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefugt:

.8 3a

Ein Tier darf nur angebunden oder anderweitig fixiert gehalten werden,
wenn

1. die Anbindung oder Fixierung nach tierérztlicher Indikation im
Rahmen einer tierérztlichen Behandlung im Einzelfall erforderlich
ist,

2. die Haltung den Anforderungen des 8 2 und den in einer auf
Grund des § 2a Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 erlassenen
Rechtsverordnung festgelegten Anforderungen entspricht,

3. die Anbindung oder Fixierung auf Grund tiergesundheitsrechtli-
cher Vorgaben im Einzelfall erforderlich ist,

4. das Tier als Vor- oder Nachbereitung der Tatigkeiten, fir die das
Tier ausgebildet wurde oder wird, wahrend des hierfur erforderli-
chen Zeitraums angebunden oder anderweitig fixiert gehalten
wird, soweit dies im Einzelfall zwingend erforderlich ist und die
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Vorrichtungen zum Anbinden oder zum anderweitigen Fixieren
keine Schmerzen oder Schaden verursachen, oder

5. im Falle von Uiber sechs Monate alten Rindern in landwirtschaft-
lichen Betrieben mit hochstens 50 Tieren,

a) es nicht mdglich ist, die Rinder in Gruppen zu halten, deren Grol3e
ihren Verhaltensbedurfnissen gerecht wird, sofern die Tiere wahrend
der Weidezeit Zugang zu Weideland und mindestens zweimal in der
Woche Zugang zu Freigelande haben, wenn das Weiden nicht mog-
lich ist, und

b) die Anbindehaltung in der jeweiligen Haltungseinrichtung durch den
jeweiligen Betriebsinhaber bereits vor dem ... [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens dieses Gesetzes] betrieben wurde.

Satz 1 Nummer 4 gilt nicht, soweit eine auf Grund dieses Gesetzes erlassene
Rechtsverordnung anderes bestimmt.”

4. § 4 wird wie folgt geandert:

In Absatz 1la Satz 3 werden nach dem Wort ,Fische" die Worter ,,an Bord eines
Fischereifahrzeugs unmittelbar nach dem Fang"“ eingefugt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) Die Worter ,warmblutigen Tieres* werden durch das Wort ,Wirbeltieres" er-
setzt.

bb) Folgender Satz 2 wird angefugt:

LSatz 1 gilt nicht, soweit Fische an Bord eines Fischereifahrzeugs unmittelbar nach
dem Fang geschlachtet werden.”

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefiigt:

.(4) Die Abséatze 1 bis 3 gelten fur KopffuBer und Zehnfulkrebse entspre-
chend.”

5. In § 4a Absatz 1 werden die Worter ,warmblitiges Tier* durch das Wort ,Wir-
beltier” und die Worter ,vor Beginn des Blutentzugs zum Zwecke des Schlach-
tens” durch das Wort ,zuvor” ersetzt.

6. In 8 4b Nummer 1 Buchstabe d und e wird jeweils das Wort ,Wirbeltieren*
durch das Wort ,Tieren* ersetzt.

7. Nach 8§ 4c wird folgender § 4d eingefugt:

.8 4d

(1) Betreiber von Schlachteinrichtungen, in denen warmblitige Tiere ge-
schlachtet werden, mussen, zum Zwecke der Kontrolle durch die zustandige Be-
horde zur Feststellung und Verhitung von Versté3en gegen tierschutzrechtliche
Vorschriften, auf eigene Kosten mittels offen sichtbarer optisch-elektronischer Ein-
richtungen Videoaufzeichnungen anfertigen. Im Ubrigen unterliegt die Verarbeitung
der Aufzeichnungen den allgemeinen datenschutzrechtlichen Bestimmungen.
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(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht fur Einrichtungen, die nach Artikel 17 Absatz 6 der
Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 des Rates vom 24. September 2009 uUber den
Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der Tétung (Abl. L 303 vom 18.11.2009, S. 1) kei-
nen Tierschutzbeauftragten benennen missen. In den Fallen des Satzes 1 kann die
zustandige Behorde die Videoliberwachung anordnen, soweit tatsdchliche Anhalts-
punkte flr Verstol3e gegen tierschutzrechtliche Vorschriften vorliegen.

(3) Die Videoaufzeichnungen nach Absatz 1 missen die Tiere
1. beider Entladung,

2. indem Zeitraum zwischen der Beendigung der Entladung und dem Be-
ginn der Betaubung,

3. beider Betaubung,
4. bei dem Setzen des Entblutungsschnitts,
5. wahrend der Entblutung und

6. wahrend der ersten weiteren Tatigkeit, fir welche die Voraussetzung
des § 12 Absatz 7 oder 8 der Tierschutz-Schlachtverordnung vom 20.
Dezember 2012 (BGBI. | S. 2982) gilt,

in fir den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zweck geeigneter und angemessener Weise
erfassen.

(4) Die Aufzeichnung gemalR Absatz 1 Satz 1 ist durch die Schlachteinrichtung
fur die letzten 30 Tage, an denen Schlachtungen stattfanden, zuztiglich der jeweili-
gen Anlieferung, sofern sie nicht am Schlachttag erfolgte, zu speichern und der zu-
standigen Behorde arbeitstaglich zum Abruf bereitzustellen. Nach Ablauf der Spei-
cherpflicht sind die Daten durch die Schlachteinrichtung, unbeschadet anderer da-
tenschutzrechtlicher Bestimmungen, zu I6schen. Die Aufzeichnungen sind durch die
zustandige Behdrde stichprobenartig sowie gegebenenfalls anlassbezogen zu sich-
ten. Soweit eine Speicherung durch die zustandige Behérde erfolgt, sind die Auf-
zeichnungen nach der Sichtung unverziglich durch die Behérde zu I6schen. Soweit
sich aus der Aufzeichnung Anhaltspunkte fir Verstd3e gegen tierschutzrechtliche
Vorschriften ergeben, darf die zustandige Behérde die Aufzeichnungen im Rahmen
des Verwaltungs- Ordnungswidrigkeiten- oder Strafverfahrens weiterverarbeiten.

(5) Die zustandige Behérde kontrolliert

1. das Vorliegen der in Absatz 3 genannten Anforderungen, wenn die
Vorkehrungen erstmals getroffen wurden oder erhebliche Anderungen
der Schlachteinrichtung in baulicher, technischer oder verfahrensma-
Riger Hinsicht erfolgt sind und

2. die durch die Schlachteinrichtung beabsichtigte Form der Bereitstel-
lung der Daten nach Absatz 4 Satz 1 im Hinblick auf die tatsachliche
Nutzbarkeit der Daten durch die zustandige Behdrde.

(6) Das Bundesministerium wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates, die fur die optisch-elektronische Uberwachung nach
Absatz 1 Satz 1 erforderlichen Einzelheiten zu regeln. Insbesondere kénnen in der
Rechtsverordnung

1. Dietechnischen Anforderungen an die zu verwendenden optisch-elekt-
ronischen Einrichtungen sowie
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2. Die nach Absatz 3 durch die optisch-elektronische Uberwachung zu
erfassenden Bereiche entsprechend der unterschiedlichen Gegeben-
heiten in Schlachteinrichtungen fur verschiedene Arten warmblitiger
Tiere
vorgeschrieben werden.”
8. 85 Absatz 3 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe ,Rindern,” gestrichen.
b) Nummer 2 wird aufgehoben.

c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2 und wird wie folgt gefasst:

»2. furdas Kirzen des Schwanzes von unter vier Tage alten Ferkeln, die als Nutz-
tiere zu Erwerbszwecken gehalten werden,”

d) Nummer 4 wird aufgehoben.
e) Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden die Nummern 3 bis 5.
9. § 6 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geé&ndert:
aa) Satz 2 wird wie folgt geandert:
aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. der Eingriff im Einzelfall nach tierarztlicher Indikation geboten
ist,”

bbb) In Nummer 2 wird die Angabe ,7“ durch die Angabe ,5" ersetzt.
ccc) Nummer 2a wird wie folgt gefasst:

L2a. mannliche Schweine mittels eines anderen Verfahrens als dem Heraus-
reilRen von Gewebe kastriert werden,"

ddd) Nach Nummer 2a werden folgende Nummern 2b und 2c¢ eingeflgt:
.2b. unter sechs Wochen alte Rinder enthornt werden oder deren
Hornwachstum verhindert wird und der Eingriff im Einzelfall fur die
vorgesehene Nutzung des Tieres zu dessen Schutz oder zum
Schutz anderer Tiere unerlasslich ist,

2c. unter vier Wochen alte mannliche Rinder kastriert werden,"

eee) In Nummer 3 wird die Angabe ,2 bis 6 durch die Angabe ,3 und 4“
ersetzt.

fff) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingeflgt:
»3a. ein Fall des 8 5 Absatz 3 Nummer 2 vorliegt und

a) nicht mehr als ein Drittel des Schwanzes gekurzt wird und
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b) die Person, die den Eingriff durchfiihrt, glaubhaft darlegen kann oder
ihr vom kinftigen Halter glaubhaft dargelegt wird, dass der Eingriff
im Einzelfall fir die kinftige Nutzung des Tieres zu dessen Schutz
unerlasslich ist; die Unerlasslichkeit liegt vor, wenn Schwanz- oder
Ohrverletzungen in der kinftigen Haltungseinrichtung aufgetreten
sind und bereits MalBnahmen durchgefihrt wurden, um die Hal-
tungsbedingungen unter welchen die Verletzungen aufgetreten sind,
zu verbessern,”

bb) Satz 3 wird wie folgt geandert:
aaa) Nach der Angabe ,Nummer 2a“ wird die Angabe ,oder 2b“ eingefiigt.

bbb) Nach dem Wort ,vorliegt‘ werden die Wérter ,oder im Fall von Satz 2
Nummer 2a das Schwein alter als sieben Tage ist" ergénzt.

cc) Satz 4 wird wie folgt geandert:

aaa) InNummer 1 wird nach der Angabe ,1b, 2" ein Komma und die Angabe
»2C" eingeflgt.

bbb) In Nummer 2 wird nach der Angabe ,Nummer 2a“ die Angabe ,oder
2b" eingeflgt.

dd) In Satz 5 werden die Worter ,uber sieben Tage alten” gestrichen.
Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Verboten ist, beim Amputieren oder Kastrieren elastische Ringe zu ver-
wenden.”

Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 wird aufgehoben.
Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefigt:
»(4a) Schweine mit gekirzten Schwanzen dirfen nur gehalten werden, wenn

1. in der jeweiligen Haltungseinrichtung Schwanz- oder Ohrverletzungen
aufgetreten sind,

2. Risikoanalysen zur Ermittlung der fiir das Schwanz- und Ohrbeif3en we-
sentlichen Ursachen im Sinne der Empfehlung (EU) 2016/336 der Kom-
mission vom 8. Méarz 2016 zur Anwendung der Richtlinie 2008/120/EG
des Rates uber Mindestanforderungen fur den Schutz von Schweinen im
Hinblick auf die Verringerung der Notwendigkeit, den Schwanz zu kupie-
ren (ABI. L 62 vom 9.3.2016, S. 20) durchgefiihrt werden und

3. unverziglich die in der Analyse nach Nummer 2 festgestellten Ursachen
im Sinne der Empfehlung (EU) 2016/336 abgestellt werden.

Satz 1 gilt nicht, fur die Haltung der Schweine in der Haltungseinrichtung,
in der der Eingriff nach Maligabe des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 3a
durchgefihrt wurde. Auf Schweine, die vor dem ... [einsetzen: Angabe
des Datums sechs Monate nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes vor-
gehenden Tages] gehalten werden, findet Satz 1 keine Anwendung.”

Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
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»(5) Der zustandigen Behdrde ist auf Verlangen nachzuweisen, dass

1. im Falle des Absatz 1 Satz 2 Nummer 2b, 3 und 3a der Eingriff fir die
vorgesehene Nutzung unerlasslich ist,

2. die Bedingungen fur das Halten von Schweinen mit gekurzten
Schwéanzen nach Absatz 4a erfllt sind.”

Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angeflgt:

»(7) Das Bundesministerium wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-

stimmung des Bundesrates die Voraussetzungen fur und Anforderungen an die
Durchfuhrung des Eingriffs im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 3a in Verbin-
dung mit 8 5 Absatz 3 Nummer 2 naher zu bestimmen. Das Bundesministerium
wird ferner erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
die Voraussetzungen und die Anforderungen an das Halten von Schweinen mit
geklrzten Schwénzen nach Absatz 4a ndher zu bestimmen, insbesondere kann
es Vorschriften erlassen uber

1.

die Art und Weise, die Haufigkeit und den Umfang der Erhebung der Schwanz-
und Ohrverletzungen,

den Inhalt und die Haufigkeit der vom Tierhalter durchzufiihrenden Risikoana-
lyse sowie die flr das Schwanz- und Ohrbeil3en wesentlichen Risikofaktoren,

die MalBnahmen, die aufgrund der durchgefiihrten Risikoanalyse vorzuneh-
men sind,

die Art und Weise der Durchfihrung der Dokumentation hinsichtlich der
Schwanz- und Ohrverletzungen, der durchzufiihrenden Risikoanalyse und der
durchgefiihrten MaRnahmen sowie deren Ubermittlung an die zustandige Be-
horde,

Grenzwerte von Schwanz- und Ohrverletzungen in Verbindung mit den zu tref-
fenden MaRnahmen, einschlielRlich ab wann und wie viele Schweine mit un-
gekirztem Schwanz gehalten werden mussen,

die vorzusehende uneingeschrankte Bodenflache bei der Haltung von Schwei-
nen mit gekirzten Schwéanzen."

10. Nach § 11 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefiigt:

11.

»(2a) Das Bundesministerium wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates, soweit es zum Schutz der Tiere erforderlich ist, ge-
werbsmaRig tatigen Personen nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a
und b das Fuhren von Bestandsbiuichern oder vergleichbaren Aufzeichnungen ins-
besondere zu Identitéat, Herkunft und Verbleib der Tiere vorzuschreiben.”

In 8 11b wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a eingefugt:

»(3a) Es ist verboten,

Wirbeltiere zur Schau zu stellen, bei denen erblich bedingt

a)

Korperteile oder Organe fur den artgemal3en Gebrauch fehlen oder untauglich
oder umgestaltet sind und hierdurch Schmerzen, Leiden oder Schaden auftre-
ten,
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b) mit Leiden verbundene Verhaltensstdrungen auftreten,

c) jeder artgemalie Kontakt mit Artgenossen bei ihnen selbst oder einem Artge-
nossen zu Schmerzen oder vermeidbaren Leiden oder Schaden fuhrt oder

d) die Haltung nur unter Schmerzen oder vermeidbaren Leiden mdglich ist oder
zu Schéden fihrt,

mit Wirbeltieren zu werben oder diese in einer anderen Form in der Offentlichkeit
bildlich zur Schau zu stellen, welche Merkmale aufweisen, die regelmafig die Vo-
raussetzungen der Nummer 1 erfiillen, und hierbei der Eindruck entstehen kann,
dass durch diese Merkmale keine Schmerzen, Leiden oder Schéaden hervorgeru-
fen werden kénnen.“

12. § 11c wird wie folgt geéndert:

Der bisherige Text wird Absatz 1 und in ihm werden nach dem Wort ,Wirbeltiere*
die Worter ,KopffulRer und Zehnful3krebse" eingeflgt.

Folgende Absatze 2 und 3 werden angeflgt:

»(2) KopffulRer und ZehnfulRkrebse, die zur Verwendung als Lebensmittel vor-
gesehen sind, durfen nicht lebend an Endverbrauchende abgegeben werden.

(3) Wer gewerbsmafidig Wirbeltiere, die keine Nutztiere oder Pferde sind,
zlchtet oder mit ihnen handelt, darf diese nicht auf 6ffentlich zuganglichen Stra-
Ren, Wegen oder Platzen feilbieten oder abgeben. Dies gilt nicht fur auf 6ffentlich
zuganglichen StraRen, Wegen oder Platzen stattfindende Veranstaltungen, fur de-
ren Durchfiihrung dem Betreiber eine behordliche Erlaubnis nach § 11 Absatz 1
Satz 1 Nummer 7 oder Nummer 8 Buchstabe d erteilt wurde.”

13. Nach § 11c wird folgender 11d eingeftgt:

,8 11d

(1) Bei Anzeigen lebender Tiere missen Anbieter ihren Namen, ihre Anschrift
und, sofern das Tier freiwillig oder verpflichtend gekennzeichnet ist, den alphanu-
merischen Code, den der implantierte Transponder des Tieres anzeigt (Transpon-
dernummer) oder ein je nach Tierart gleichwertiges Aquivalent, anhand dessen das
Tier eindeutig identifizierbar ist, den Betreibern von Online-Plattformen mitteilen. Die
Betreiber haben durch geeignete technische und organisatorische MaRhahmen si-
cherzustellen, dass die erforderlichen Daten nach Satz 1 an die zustandige Behorde
im Rahmen ihres Auskunftsverlangens nach § 16 Absatz 2 Satz 1 Ubermittelt wer-
den konnen. Die erforderlichen Daten nach Satz 1 sind dabei innerhalb einer von
der zustandigen Behdorde festzulegenden Frist vollstandig an diese zu Ubermitteln.

(2) Liegen tatsachliche Anhaltspunkte fir eine erlaubnispflichtige Téatigkeit
nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a oder b vor, kdnnen zusatzlich
nach Absatz 1 Auskiinfte Uber die Zahl und Inhalte der Anzeigen von dem Betreiber
der betreffenden Online-Plattform verlangt werden.

(3) Das Anbieten von lebenden Tieren zum Kauf auf Online-Plattformen ist ver-
boten, wenn die zum Kauf angebotenen Tiere

1. Merkmale nach § 11b Absatz 3a oder
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2. Merkmale tierschutzwidriger Behandlungen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 aufwei-
sen.

(4) Das Bundesministerium wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates, soweit es zum Schutz der Tiere erforderlich ist, Anfor-
derungen an den Handel mit lebenden Tieren auf Online-Plattformen festzulegen.
Es kann insbesondere

1. Formund Inhalt von Anzeigen,

2. Aufzeichnungs- und Registrierungspflichten fur Personen, die auf Online-
Plattformen Anzeigen mit lebenden Tieren aufgeben,

regeln.”
14. 8§ 13 wird wie folgt geandert:
Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingeftigt:

»(2) Derjenige, der Rasen- oder Grinlandflachen maht, hat geeignete, fur die
jeweilige Mahtechnik in der Praxis verfiigbare und zumutbare MalRBhahmen zu er-
greifen, um erhebliche Schmerzen, Leiden oder Schaden an den dortigen Wirbel-
tieren weitgehend zu verhindern.”

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 2a.
15. 8 14 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Das Bundesministerium der Finanzen und die von ihm bestimmten Zoll-
stellen wirken bei der Uberwachung der Einfuhr und Ausfuhr von Tieren mit. Sie
konnen auf Ersuchen der zustdndigen Behorde bei dem Verbringen von Tieren
aus einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union in das Bundesgebiet
mitwirken. Die in Satz 1 genannten Behétrden kénnen

1. Tiere sowie deren Beforderungsmittel, Behalter, Lade- und Verpackungsmittel
zur Uberwachung anhalten,

2. den Verdacht von Verstd3en gegen Verbote und Beschréankungen dieses Ge-
setzes oder der nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen den zu-
stéandigen Behorden mitteilen,

3. inden Fallen der Nummer 2 anordnen, dass die Tiere auf Kosten und Gefahr
des Verfugungsberechtigten der zustandigen Behdrde vorgefuihrt werden.

Soweit es zur Durchfiihrung dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen erforderlich ist, dirfen die Zollbehérden die im
Rahmen ihrer Mitwirkung nach Satz 1 und 2 gewonnenen Informationen sowie die
im Rahmen ihrer zollbehordlichen Tétigkeit gewonnenen Informationen, auch so-
weit sie dem Steuergeheimnis unterliegen, den zustandigen Behdrden Gbermit-
teln.”

16. 8§ 16 wird wie folgt geandert:
Dem Absatz 1 werden folgende Séatze angefiigt:
.Bei jeder Tierbérse gemal 8§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, bei der eine Teil-

nahme gewerbsmalig tatiger Zlchter, Halter oder Handler nach § 11 Absatz 1
Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a oder b als Anbieter zu erwarten ist, hat wahrend
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der Dauer der Tierborse eine Kontrolle vor Ort zu erfolgen. Die Kontrolle soll auch
die unmittelbar an die Tierborse angrenzenden offentlichen StralRen, Wege und
Platze erfassen.”

Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:
.Ist die Identitat des nach Satz 1 zur Auskunft Verpflichteten nicht auf andere
Weise ermittelbar, insbesondere weil dieser auf Onlineplattformen ohne Nennung
von Name und Adresse agiert, kann die Behdrde zum Zwecke der Identitatsfest-
stellung Kontakt zum Auskunftspflichtigen aufnehmen und ein Kaufinteresse be-
kunden, ohne ihre behérdliche Identitat offenzulegen.”
In Absatz 3 Satz 4 wird das Wort ,erhebliche” gestrichen.
Nach Absatz 4 Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:
JAussagen im Sinne von Satz 1, die im Rahmen einer ErmittlungsmafRnahme nach
Absatz 2 Satz 2 erfolgen, diirfen in einem Strafverfahren oder Verfahren nach dem
Gesetz uber Ordnungswidrigkeiten nur mit Einwilligung des Auskunftspflichtigen
verwertet werden."
Absatz 6 wird wie folgt geédndert:
aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
.Das Bundesministerium wird ferner erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates die Einrichtung und Flihrung von Registern zu
regeln, aus denen die zustandigen Behorden die fir die Uberwachung von

1. Personen oder Personenvereinigungen nach 8 11 Absatz 1 Satz
1 Nummer 5,

2. Betrieben nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe d mit
wechselnden Standorten und

3. Behordlichen Haltungsverboten nach § 16a Absatz 1 Satz 2
Nummer 3 oder gerichtlichen Haltungsverboten nach 8 20 Ab-

satz 1
erforderlichen personenbezogenen Daten automatisiert abrufen kénnen.*

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

.In den Registern nach Satz 3 durfen nur folgende personenbezogene Daten ge-
speichert werden:

1. Daten zur ldentifizierung und Erreichbarkeit des

a) Inhabers der Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5,

b) Inhabers der Erlaubnis nach 8 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe d und
der fur die Tatigkeit verantwortlichen Person nach Absatz 1a Satz 2 Nummer

2 und

c) Adressaten eines behordlichen oder gerichtlichen Haltungsverbots,
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d) Betriebes nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 in Verbindung mit § 11 Absatz 1
Satz 1 Nummer 5 und Nummer 8 Buchstabe d und des Inhabers des Betrie-
bes,

2. der Inhalt der Erlaubnis nach 8 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und Num-
mer 8 Buchstabe d und etwaiger Nebenbestimmungen sowie die Anschrift
der erteilenden Behérde oder der Inhalt des behordlichen oder gerichtli-
chen Haltungsverbots und der Anschrift der erteilenden Behorde oder des
anordnenden Gerichts,

3. im Falle von Personen oder Personenvereinigungen nach § 11 Absatz 1
Satz 1 Nummer 5 oder Betrieben nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8
Buchstabe d mit wechselnden Standorten die Ergebnisse durchgefihrter
Kontrollen und Namen der kontrollierenden Personen,

4. auf Grund der Kontrolle erlassene vollziehbare Anordnungen und Mal3-
nahmen des Verwaltungszwangs sowie die Angabe, inwieweit diesen
nachgekommen worden ist und

5. die unanfechtbare Ablehnung eines Antrags auf Erteilung, die Rulck-
nahme und der Widerruf einer Erlaubnis nach 8§ 11 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5 und Nummer 8 Buchstabe d.“

17. Nach § 16j werden folgende 88 16k bis 16m eingefugt:

.8 16k

(1) Das Bundesministerium bestellt eine Bundesbeauftragte oder einen Bun-
desbeauftragten fir Tierschutz.

(2) Die beauftragte Person handelt bei der Erfullung ihrer Aufgaben und bei
der Ausibung ihrer Befugnisse unabhangig. Sie unterliegt weder einer Fach- noch
einer Rechtsaufsicht. Die beauftragte Person unterliegt der Rechnungsprifung
durch den Bundesrechnungshof.

(3) Das Amt endet, auBer im Fall der Entlassung, mit dem Zusammentreten
eines neuen Bundestages.

(4) Der beauftragten Person ist die fur die Erfullung ihrer Aufgaben notwendige
Personal- und Sachausstattung zur Verfiigung zu stellen.

(5) Das Bundesministerium wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates das Néhere tber die Aufgaben und Befugnisse der
Bundesbeauftragten oder des Bundesbeauftragten fiir Tierschutz zu regeln.

§ 16l

(1) Wer Rinder oder Schweine zu Erwerbszwecken halt, hat ein verendetes oder
getttetes Rind oder Schwein, das nicht fir den menschlichen Verzehr bestimmt ist
(Tierkorper), unverziglich und dauerhaft mit der Registriernummer zu kennzeichnen,
die seinem Haltungsbetrieb nach 8 26 Absatz 2 der Viehverkehrsverordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2020 (BGBI. | S. 1170) erteilt worden ist.

(2) Die Pflicht zur Kennzeichnung der Tierkérper entfallt, wenn
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1. der Tierkorper bereits mit einem anderen Kennzeichen versehen ist, das
eine Ruckverfolgbarkeit zu diesem Haltungsbetrieb sicherstellt, oder

2. die Totung des Tieres nach tierseuchenrechtlichen Bestimmungen vor-
geschrieben oder angeordnet worden ist.

(3) Das Bundesministerium wird ermachtigt, soweit es aus Griinden des Tier-
schutzes fir die Ruckverfolgbarkeit der Tierkdrper zu dem Haltungsbetrieb, in dem
das Tier verendet ist oder getdtet worden ist, erforderlich ist, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zur Kennzeichnung der Tierkorper so-
wie zur Art und Durchfiihrung der Kennzeichnung der Tierkérper zu erlassen.

(4) Im Ubrigen bleibt das Recht der tierischen Nebenprodukte unberihrt.

§ 16m

(1) In den Betrieben oder Anlagen, die tierische Nebenprodukte verarbeiten, kénnen
die zustandigen Behorden zur Uberwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses Geset-
zes und der Vorschriften der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
in den Haltungsbetrieben, in denen Rinder oder Schweine zu Erwerbszwecken gehalten
werden, wahrend der Geschafts- oder Betriebszeit dieser Betriebe oder Anlagen

1. die Grundstiicke, Geschéaftsraume, Wirtschaftsgebaude und Transportmittel
dieser Betriebe und Anlagen betreten und dort zur Dokumentation Bildauf-
zeichnungen von Tierkorpern anfertigen,

2. Tierkdrper untersuchen, Proben von Tierkdrpern entnehmen sowie Tierkdrper
sicherstellen und zur ndheren Untersuchung in eine Einrichtung transportieren
und

3. soweit es zur Rickverfolgbarkeit der Tierkdrper zu dem Haltungsbetrieb, in
dem das Tier verendet ist oder getttet worden ist, erforderlich ist,

a) geschaftliche Unterlagen einsehen,
b) folgendes anfertigen und verarbeiten:
aa) Abschriften oder Ablichtungen der geschéftlichen Unterlagen und

bb) Ausdrucke oder Kopien von Datentragern, auf denen die geschaftlichen Un-
terlagen gespeichert sind.

Soweit die nach Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b angefertigten Abschriften, Ablichtungen,
Ausdrucke und Kopien personenbezogene Daten enthalten, darf die zustdndige Behérde
sie aufbewahren oder speichern, soweit und solange dies fir den in Satz 1 Nummer 3
Buchstabe b genannten Zweck erforderlich ist, langstens jedoch flr die Dauer von drei Jah-
ren ab ihrer Anfertigung. Die Abschriften, Ablichtungen, Ausdrucke und Kopien sind, wenn
die personenbezogenen Daten nicht mehr fur den in Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b ge-
nannten Zweck erforderlich sind, spatestens nach Ablauf der in Satz 2 genannten Frist,
unverzuglich zu vernichten oder, im Fall der elektronischen Speicherung, zu I6schen.

(2) Der Betreiber eines Betriebs oder einer Anlage, in dem oder in der tierische Ne-
benprodukte verarbeitet werden, hat

1. diein Absatz 1 genannten MaRnhahmen zu dulden,
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seine Pflichten gemafld Artikel 15 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU)
2017/625 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz 207
(Abl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1) zu erfullen, und

den mit der Uberwachung beauftragten Personen auf deren Anforderung die
Tierkérper zur Untersuchung zu Uberlassen.

Die Pflicht zur Vorlage von geschaftlichen Unterlagen nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe e
beinhaltet auch die Pflicht zur Offenlegung personenbezogener Daten, soweit es nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 erforderlich ist.

(3) Sind in einem Betrieb oder einer Anlage eine oder mehrere der in Absatz 1 Satz 1
genannten Maflihahmen vorgenommen worden, so kann der Betreiber dieses Betriebes
oder dieser Anlage, fur den ihm durch diese Maflinahmen jeweils entstandenen Aufwand
Ersatz nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften tiber die Inanspruchnahme als
Nichtstorer verlangen. Die Lander bestimmen, wer die Kosten des Ersatzes nach Satz 1

tragt.

(4) Im Ubrigen bleibt das Recht der tierischen Nebenprodukte unberiihrt.”

18.

(1)

8 17 wird wie folgt gefasst:

.8 17

Mit Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ein

Wirbeltier ohne verninftigen Grund totet.

()

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

einem Wirbeltier,

1.

2.

®3)
(4)

aus Rohheit erhebliche Schmerzen oder Leiden oder

langer anhaltende oder sich wiederholende erhebliche Schmerzen oder Lei-
den zufugt.

Der Versuch ist strafbar.

In besonders schweren Fallen wird die Tat mit Freiheitsstrafe von sechs Mo-

naten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor,
wenn der Tater

1.

2.

4.

19.

im Rahmen einer gewerblichen Téatigkeit handelt,

eine groRe Zahl von Wirbeltieren misshandelt oder totet,

als Mitglied einer Bande unter Mitwirkung eines weiteren Bandenmitglieds
handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach diesem Ge-
setz verbunden hat oder

ein Tier auf besonders grausame Art und Weise misshandelt oder totet.”

§ 18 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Nummer 3 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
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»D) nach den 88 4b, 5 Absatz 4, § 4d Absatz 6, 8 6 Absatz 4 oder 7, § 8a
Absatz 4 oder 5 Nummer 1, 2, 3 oder Nummer 4, 8 9 Absatz 1 und 5
Satz 2, auch in Verbindung mit 8 6 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 oder §
9 Absatz 6 Satz 2, § 10 Absatz 2 Satz 2, 8 11 Absatz 2a oder Absatz 3,
8§ 11a Absatz 2, 3 Satz 3 oder Absatz 5, § 11b Absatz 4 Nummer 2, 8

11d Absatz 6, § 12 Abs. 2, § 13 Absatz 2 oder 3, 88 13a, 14 Absatz 2, §
16 Absatz 5 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 3, 8 16¢ oder § 16 | Absatz 3*

bb) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a eingeflgt:
,4a. entgegen § 3a Satz 1 ein Tier angebunden oder anderweitig fixiert halt,”.
cc) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

»D. entgegen § 4 Absatz 1 auch in Verbindung mit § 4 Absatz 4 ein Wirbeltier,
KopffuRRer oder ZehnfulRkrebs totet,”

dd) In Nummer 6 werden die Worter ,warmblitiges Tier” durch das Wort ,Wirbel-
tier ersetzt.

ee) Nach Nummer 6a wird folgende Nummer 6b eingeflgt:
,060. entgegen § 4d Absatz 4 Satz 1 die Aufzeichnungen nicht, nicht vollstan-
dig bereitstellt oder nicht in nach § 4d Absatz 3 geeigneter und angemes-
sener Weise erfasst,”

ff) Nach Nummer 10 werden folgende Nummern 10a und 10b eingefigt:

»10a.  Schweine entgegen 8 6 Absatz 4a Satz 1 Nummer 2 hélt, ohne eine
Risikoanalyse durchzufuhren,

10b. Schweine entgegen 8§ 6 Absatz 4a Satz 1 Nummer 3 hélt, ohne die in der
Risikoanalyse festgestellten Ursachen abzustellen,".

gg) Nach Nummer 22 wird folgende Nummer 22a eingeflgt:

L22a. ein Wirbeltier entgegen § 11b Absatz 3a Nummer 1 oder 2 zur Schau
stellt,”

hh) In Nummer 23 werden nach der Angabe ,8 11c" die Angabe ,Absatz 1 und
nach dem Wort ,Wirbeltier* ein Komma und die Worter ,Kopffiil3er oder Zehn-
fuBkrebse” eingefugt.

i)  Nummer 24 wird wie folgt gefasst:
» 24. entgegen § 11c Absatz 2 KopffulRer und Zehnfulzkrebse abgibt,*

i) Nach Nummer 24 werden folgende Nummern 24a und 24b eingeflgt:

L24a. entgegen 8§ 11d Absatz 1 Satz 3 eine Auskunft nicht, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig erteilt,

24b. Tiere entgegen § 11d Absatz 3 auf Online-Plattformen zum Kauf anbie-
tet,”

kk) In Nummer 26 wird nach der Angabe ,8 16a Abs. 2" die Angabe ,Satz 1“ ein-
geflgt und am Ende das Wort ,,oder” durch ein Komma ersetzt.
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I)  Nummer 27 wird durch die folgenden Nummern 27 und 28 ersetzt:

.27. entgegen § 16l Absatz 1 ein verendetes oder getotetes Rind oder
Schwein nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschriebe-
nen Weise oder nicht rechtzeitig kennzeichnet oder

28. entgegen 8 16m Absatz 2 Nummer 1 oder 2 eine dort genannte Mal3-
nahme nicht duldet oder eine dort genannte Person nicht untersttitzt.”

Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

»(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 und
3 Buchstabe a, Nummer 4 bis 6a, 7, 8, 10a bis 12, 17, 20, 20a, 22 und 25, des
Absatzes 2 sowie des Absatzes 3 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 Buch-
stabe a mit einer GeldbuR3e bis zu hunderttausend Euro, in den tbrigen Fallen mit
einer Geldbul3e bis zu funfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.”

20. 8 19 wird wie folgt geandert:
In Absatz 1 Nummer 2 wird nach der Angabe ,8," die Angabe ,10a," eingeflgt,
Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefugt:

»(3) Eingezogen werden kdnnen nach Absatz 1 und 2 auch Tiere und sonstige
Gegenstande, die durch die Straftat oder Ordnungswidrigkeit hervorgebracht oder
zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen
sind. 8§ 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des Gesetzes Uber Ordnungswidrig-
keiten sind anzuwenden.”

21. § 21 wird wie folgt gedndert:
Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

.(1) 83aistabdem ... [einsetzen: Angabe des Tages und Monats des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des funften auf das Inkrafttreten
folgenden Jahres] anzuwenden.*

Die Absétze 1a und 1b werden aufgehoben.
Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) 86 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3a, Absatz 4a und Absatz 5 Nummer 2 sind
ab dem ... [einsetzen: Angabe des Tages und des Monats der Verkiindung dieses
Gesetzes sowie der Jahreszahl des auf die Verkiindung folgenden Jahres] anzu-
wenden. Langstens bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Angabe des Datums des
sechs Monate nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes vorgehenden Tages] gilt
abweichend von 8 6 Absatz 1 Satz 1 das Verbot nicht, wenn ein Fall des § 5 Absatz
3 Nummer 2 vorliegt und der Eingriff im Einzelfall fir die spatere Nutzung des Tie-
res zu dessen Schutz oder zum Schutz anderer Tiere unerlasslich ist.”

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»(3) 8 4d ist ab dem ... [einsetzen: Angabe des Tages und des Monats des
Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des auf das Inkrafttreten fol-

genden Jahres] anzuwenden.”

Nach Absatz 3 werden folgende Abséatze 3a bis 3d eingefligt:
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»(3a) Langstens bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Angabe des Tages und des
Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes vorgehenden Tages sowie der Jahres-
zahl des auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] ist abweichend von 8 5 Absatz 1
Satz 1 eine Betdubung nicht erforderlich fir das Enthornen oder das Verhindern
des Hornwachstums bei unter sechs Wochen alten Kélbern. Im Falle des Satzes
1, gilt 8 5 Absatz 1 Satz 6 entsprechend.

(3b) Langstens bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Angabe des Tages und
des Monats des dem Inkrafttretens dieses Gesetzes vorgehenden Tages sowie
der Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] ist abweichend
von § 5 Absatz 1 Satz 1 eine Betdubung nicht erforderlich fur das Kastrieren von
unter vier Wochen alten mannlichen Rindern, sofern kein von der normalen anato-
mischen Beschaffenheit abweichender Befund vorliegt. Im Falle des Satzes 1 gilt
8 5 Absatz 1 Satz 6 entsprechend.

(3c) Langstens bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Angabe des Tages und des
Monats des dem Inkrafttretens dieses Gesetzes vorgehenden Tages sowie der
Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] ist 8 5 Absatz 3
Nummer 4 in Verbindung mit 8§ 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, Absatz 2 und Absatz
5 in der bis zum [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden
Fassung weiter anzuwenden.

(3d) Langstens bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Angabe des Tages und des
Monats des dem Inkrafttretens dieses Gesetzes vorgehenden Tages sowie der
Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] ist § 6 Absatz 3 Satz
1 Nummer 3 in Verbindung mit Absatz 2 in der bis zum ... [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung weiter anzuwenden.”

Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

»(6) Bis zum Erlass einer Rechtsverordnung nach 8 11 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 ist in dem Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1
Nummer 7 anzugeben, ob die Teilnahme von gewerbsméaRigen Ziichtern, Haltern
oder Handlern nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a und b beabsich-
tigt.”

Nach Absatz 6a wird folgender Absatz 6b eingefugt:
»(6b) 8 11c Absatz 2 ist ab dem [einsetzten: Angabe des Tages und des Monats

des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des auf das Inkrafttreten
folgenden Jahres] anzuwenden.”

Artikel 2

Anderung des Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes

In 8 4 Satz 1 des Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes vom 8. Dezember 2008

(BGBI. | S. 2394), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 24 des Gesetzes vom 20. Dezember
2022 (BGBI. | S. 2752) geéndert worden ist, werden nach dem Wort ,S&ugetier” die Worter
» ausgenommen Schafe und Ziegen," gestrichen.
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Artikel 3

Bekanntmachungserlaubnis

Das Bundesministerium fur Erndhrung und Landwirtschaft kann den Wortlaut des Tier-
schutzgesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Bun-
desgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ... [einsetzen: Datum desjenigen Tages des sechsten auf den
Monat der Verkiindung folgenden Kalendermonats, dessen Zahl mit der des Tages der
Verkiindung Ubereinstimmt, oder, wenn es einen solchen Kalendertag nicht gibt, Datum des
ersten Tages des darauffolgenden Kalendermonats] in Kratft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

[Ausfuhrungen nach den 88 43, 44 GGO zum Gesamtentwurf. Die folgende Gliederung ist
als Empfehlung zu verstehen und kann an die jeweiligen Erfordernisse angepasst werden.
Auf die Arbeitshilfenbibliothek fir die Erstellung von Regelungsvorhaben der Bundesre-
gierung wird hingewiesen.]

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Im Jahr 2002 wurde der Tierschutz als Staatsziel im Grundgesetz (GG) verankert. Diese
Grundgesetzanderung ist als ein Aufruf an Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspre-
chung zu werten, den Tierschutz als wesentliches Verfassungsgut zu verwirklichen. Seit-
dem wurden die tierschutzrechtlichen Vorschriften mehrfach geandert, erganzt und an den
aktuellen Erkenntnisstand angepasst. Bei der Anwendung der Regelungen des Tierschutz-
gesetzes zeigt sich jedoch, dass in verschiedenen Bereichen nach wie vor Defizite und
Anderungsbedarfe bestehen. Mit der vorliegenden Anderung des Tierschutzgesetzes wer-
den Rechts- und Vollzugsliicken im Bereich des Tierschutzes geschlossen und die beste-
henden tierschutzrechtlichen Regelungen an aktuelle wissenschaftliche und praktische Er-
kenntnisse angepasst. Ziel ist es, den Tierschutz umfassend zu starken.

I Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Im Fokus der vorliegenden Anderung des Tierschutzgesetzes stehen MaRRnahmen in ver-
schiedenen Bereichen des Umgangs mit Tieren, mit denen im Wesentlichen folgende De-
fizite behoben und Verbesserungen erreicht werden sollen:

¢ Die Anbindehaltung oder Haltung mittels anderweitiger Fixierung von Tieren ist mit
einer deutlichen Einschrdnkung der artgerechten Verhaltensweisen verbunden.
Dies fuhrt bei den betroffenen Tieren zu erheblichen Schmerzen, Leiden und/oder
Schaden. So ist vor allem das eingeschréankte Bewegungsverhalten mit einem ho-
hen Risiko fur das Auftreten von Erkrankungen und Verletzungen sowie von Verhal-
tensstérungen verknupft. Die Mdglichkeit Tiere angebunden oder anderweitig fixiert
zu halten, wird daher grundsatzlich beendet.

e Die Durchfuhrung nicht-kurativer Eingriffe, die teilweise ohne Betdubung erfolgt,
kann fur die betroffenen Tiere mit erheblichen Schmerzen, Leiden oder Schaden
verbunden sein. Inzwischen stehen fir einzelne Eingriffe — wie das Schwanzekdr-
zen bei Lammern oder das Kupieren der Rute bei Jagdhunden — geeignete Alterna-
tiven zur Amputation zur Verfigung. Im Hinblick auf andere Eingriffe — wie das
Enthornen von Kalbern — besteht mit der Durchfiihrung des Eingriffs unter Anwen-
dung von Betaubungs- und Schmerzmitteln eine geeignete Alternative, die die Be-
lastung der Tiere erheblich reduziert und auch die Praktikabilitét berlcksichtigt. Die
betreffenden Eingriffe beziehungsweise deren Durchfihrung ohne Betaubung wer-
den daher nicht mehr erlaubt.

¢ Im Rahmen des Onlinehandels mit Heimtieren wird betriigerischen und kriminellen
Aktivitaten der Anbietenden eine Plattform geboten. So werden haufig Tiere mit feh-
lenden oder falschen Angaben angeboten und Interessenten getauscht. Derartige
Falle gehen mit Problemen fir den Tierschutz, die Tiergesundheit und den Verbrau-
cherschutz einher. Dabei beginstigt der Onlinehandel den analog stattfindenden
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illegalen Tierhandel durch die Mdglichkeit, die Tiere einem breiten Publikum anbie-
ten und anonym bleiben zu kénnen. Daher werden Anforderungen an das Online-
angebot von Tieren festgelegt, die eine Rickverfolgbarkeit zum jeweiligen Anbieter
eines Tieres sicherstellen und die Moglichkeiten zur Kontrolle des Anbieters durch
die zustéandigen Behorden verbessern.

Qualzucht kann durch sehr unterschiedliche Erscheinungsformen und Krankheits-
bilder erfullt und fur die betroffenen Tiere mit erheblichen Schmerzen, Leiden oder
Schaden verbunden sein. Durch ein Ausstellungsverbot wird verhindert, dass von
Qualzucht betroffene Tiere einem Publikum vorgestellt werden. Die Nachfrage nach
Tieren mit Qualzuchtmerkmalen wird auf diese Weise reduziert. Das im Tierschutz-
gesetz vorhandene Qualzuchtverbot wird entsprechend um ein Ausstellungsverbot
fur Wirbeltiere mit Qualzuchtmerkmalen erganzt.

Tiere sind so zu schlachten, dass sie ab der Betaubung bis zum Tod wahrneh-
mungs- und empfindungslos sind. Eine ausbleibende oder unzureichende Betau-
bung kann mit erheblichen Schmerzen und Leiden der Tiere einhergehen. Die Ein-
haltung dieser Anforderungen ist insbesondere durch geeignete Kontrollen der zu-
standigen Behorden zu Uberprufen und sicherzustellen. Durch Videoaufzeichnun-
gen in den Schlachteinrichtungen werden die Mdglichkeiten der Uberwachung durch
die zustandigen Behdrden deutlich verbessert. Betreiber von Schlachteinrichtungen
werden daher zur Aufzeichnung tierschutzsensibler Vorgange am Schlachthof ver-
pflichtet.

Bestimmte Eingriffe oder Behandlungen zu Versuchszwecken an Tieren kdnnen fir
die betroffenen Tiere mit besonders schweren Belastungen verbunden sein. In die-
sen Féllen ist zu prufen, ob Anderungen der Versuchsanordnungen moglich sind,
mit denen die Belastung der Versuchstiere auf ein vertretbares Maf3 reduziert wer-
den kann. Ist dies nicht moglich, muss auf das Versuchsvorhaben und damit auf den
angestrebten Erkenntnisgewinn verzichtet werden. Um besonders schwere Belas-
tungen von Versuchstieren zu verhindern, werden entsprechende Versuchsvorha-
ben verboten.

Um eine effektivere Ahndung von Straftaten gegen Tiere zu gewahrleisten, wird der
Strafrahmen fir das Misshandeln und Téten von Tieren deutlich angehoben. Zudem
werden Regelbeispiele erganzt, die aufgrund ihres gesteigerten Unrechtsgehalts
eine hohere Strafe nach sich ziehen missen. Auch der Versuch der Misshandlung
oder Totung eines Tieres wird unter Strafe gestellt.

Daneben betreffen die Anderungen und Erganzungen des Tierschutzgesetzes im Wesent-
lichen noch folgende Punkte:

Es werden bestimmte Vorschriften zur Betdubung und Totung auf ZehnfuRkrebse
und KopffuRer erweitert. Zudem werden Anforderungen an die Sachkunde fiir die
Betaubung und Tétung von Fischen, ZehnfuRkrebsen und KopffliRern erganzt.

Es wird eine Klarstellung des Begriffs des verniinftigen Grundes ergénzt.

Die Mitwirkungsbefugnisse des Zolls bei der Durchfiihrung des Tierschutzgesetzes
werden erweitert.

Das Amt einer/eines Bundestierschutzbeauftragten wird im Tierschutzgesetz veran-
kert.

Die Abgabe hochtrachtiger Schafe und Ziegen zum Zweck der Schlachtung wird
verboten.
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Zudem werden Erméachtigungsgrundlagen geschaffen und/oder erganzt, die das Bundes-
ministerium fur Erndhrung und Landwirtschaft ermachtigen, konkret ausgestaltete Regelun-
gen zum Schutz von Tieren in folgenden Bereichen zu regeln:

e Bestimmung von Voraussetzungen und Anforderungen an die Durchfiihrung des
Schwénzekupierens bei Ferkeln sowie von Anforderungen an das Halten von
Schweinen mit kupierten Schwanzen.

e Festlegung von Anforderungen an den Handel mit lebenden Tieren, insbesondere
an das Anbieten von lebenden Tieren im Internet.

e Schaffung der Grundlage fiir die Durchfiihrung anonymer Kontaktaufnahmen durch
die zustandigen Behorden zum Zwecke der Identitatsfeststellung von verdachtigen
Anbietern von Tieren.

e Regelung der Einrichtung und Fiihrung eines bundesweiten Registers zur Uberwa-
chung von Tierhaltungsverboten sowie eines Registers von erlaubnispflichtigen Per-
sonen und Personenvereinigungen.

e Einfihrung einer verpflichtenden Kennzeichnung und Registrierung von Hunden
und Katzen.

I, Alternativen

Mit der vorliegenden Anderung des Tierschutzgesetzes werden Rechts- und Vollzugslii-
cken im Bereich des Tierschutzes geschlossen und die bestehenden tierschutzrechtlichen
Regelungen an aktuelle wissenschaftliche und praktische Erkenntnisse angepasst. Auch
mit Blick auf die Anforderungen, die sich aus dem Staatsziel Tierschutz ergeben, missen
im gesamten Bundesgebiet einheitliche tierschutzrechtliche Regelungen gelten. Unter-
schiede zu Lasten des Wohlergehens der Tiere und der Tiergesundheit sind nicht hinnehm-
bar. Daher bestehen zu der vorliegenden Anderung des Tierschutzgesetzes keine Alterna-
tiven.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt firr die im Gesetz enthaltenen Anderungen
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 GG (Tierschutz, Recht der Lebensmittel einschliellich
der ihrer Gewinnung dienenden Tiere). Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die
erforderlichen Anderungen der straf- und buRRgeldrechtlichen Vorschriften folgt aus Artikel
74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Strafrecht).

Eine bundesgesetzliche Regelung im Sinne von Artikel 72 Absatz 2 GG ist dabei zur Wah-
rung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich, denn
die hier zu treffende Regelung muss fir alle Wirtschaftsbeteiligten im Bundesgebiet gleich-
ermafien gelten.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen Ver-
tragen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.
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VI. Gesetzesfolgen

[Welche wesentlichen Auswirkungen hat der Entwurf? Welche unbeabsichtigten Nebenwir-
kungen kdnnen eintreten? Hier genldgen grundsatzliche Ausfilhrungen; Einzelheiten kon-
nen im besonderen Teil erlautert werden.]

[Arbeitshilfe des BMI zur Gesetzesfolgenabschéatzung]

[...]
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

[Ist vorgesehen, Regelungen zu vereinfachen oder aufzuheben? Sollen Veraltungsverfah-
ren vereinfacht werden? Hier genligen grundséatzliche Ausfihrungen; Einzelheiten kénnen
im besonderen Teil erlautert werden.]

[Arbeitshilfe: Konzept zur Erhéhung der Transparenz Uber den Umstellungsaufwand fir
die Wirtschaft und zu dessen wirksamer und verhaltnismafRiger Begrenzung]

[...]
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Regelungen dieses Gesetzentwurfes tragen zu einer nachhaltigen Entwicklung im
Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei. Denn die Anderungen dienen dem Tier-
schutz, dessen Starkung Einfluss auf die Verwirklichung verschiedener Nachhaltigkeitsziele
hat.

Insbesondere die grundsatzliche Beendigung der Anbindehaltung und die Reduzierung
nicht-kurativer Eingriffe (zum Beispiel des Schwanzekupierens bei Schweinen) tragen zur
Verwirklichung des Nachhaltigkeitsziels Nummer 12 "Nachhaltige/r Konsum und Produk-
tion" bei, denn eine starkere Beachtung des Tierschutzes in der Nutztierhaltung ist ein in-
tegraler Bestandteil einer ethisch vertretbaren und nachhaltigen Nahrungsmittelproduktion.

Die Scharfung und Erweiterung des Straftatbestands in § 17 und der Ordnungswidrigkei-
tentatbestande in § 18 entsprechen den Anforderungen des Nachhaltigkeitsziels Nummer
16 "Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen”. Zudem wird die Méglichkeit der Aufde-
ckung von VerstdRen gegen tierschutzrechtliche Vorschriften durch die Einfihrung einer
VideolUberwachung an Schlachthéfen durch die zustandige Behorde und die verpflichtende
Identitatsmitteilung bei Verkaufen von Heim- und Wildtieren auf Online-Plattformen ermog-
licht, wodurch rechtsstaatliche Mechanismen im Bereich des Tierschutzes im Sinne des
Nachhaltigkeitsziels Nummer 16 gestarkt werden.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

[Welche Einnahmen und Ausgaben entfallen auf den Bundeshaushalt fir den Zeitraum der
jeweils gultigen mehrjahrigen Finanzplanung des Bundes? Welche Auswirkungen haben
die geplanten Regelungen auf die Haushalte der Lander und Kommunen? Hier sollten min-
destens die Angaben aus dem Vorblatt zu Buchstabe D Gibernommen werden.]

[Arbeitshilfe: BMF-Vorgaben fir die Darstellung der Auswirkungen von Gesetzgebungs-
vorhaben auf Einnahmen und Ausgaben der offentlichen Haushalte]

[..]


https://plattform.egesetzgebung.bund.de/egesetzgebung-platform-backend/arbeitshilfen/download/11
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Methoden/Downloads/umstellungsaufwand.pdf;jsessionid=25510A9D93B96050E126B5CE72B3EFF2.live741?__blob=publicationFile
https://plattform.egesetz.zd.in.bund.de/egesetzgebung-platform-backend/arbeitshilfen/download/8
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4. Erfullungsaufwand

[Welche finanziellen und zeitlichen Be- oder Entlastungen sind durch die geplanten Rege-
lungen fir die Burgerinnen und Blrger, die Wirtschaft und die Verwaltung zu erwarten? Hier
sind mindestens die Angaben aus dem Vorblatt zu Buchstabe E zu bernehmen und ggf.
zu erlautern. Tabellarische Darstellungen kénnen hier die Ubersichtlichkeit verbessern.]

[Arbeitshilfe: Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands in Rege-
lungsvorhaben der Bundesregierung]

[...]
5. Weitere Kosten

[Welche sonstigen direkten oder indirekten Kosten entstehen fiir die Wirtschaft, insbeson-
dere fur mittelstandische Unternehmen? Welche Auswirkungen auf die Einzelpreise und
das Preisniveau sind zu erwarten? Hier sollten mindestens die Angaben aus dem Vorblatt
zu Buchstabe F lbernommen und ggf. erlautert werden.]

[Arbeitshilfe: Leitfaden zur Beriicksichtigung der Belange mittelstandischer Unternehmen
in der Gesetzesfolgenabschéatzung]

[...]
6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf hat keine gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Spezifische Auswirkungen
auf die Lebenssituation von Frauen und Mannern sind nicht zu erwarten, da das Gesetz
ausschlieBlich sachbezogene Regelungen enthdlt. Ferner hat das Vorhaben keine Auswir-
kungen auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse der Menschen.

VII. Befristung; Evaluierung

[Ist eine Befristung vorgesehen? Warum kommt eine Befristung nicht in Betracht? Nach
welchem Zeitraum ist zu prifen, ob die beabsichtigten Wirkungen der Regelungen erreicht
worden sind, ob die entstandenen Kosten in einem angemessenen Verhéltnis zu den Er-
gebnissen stehen und welche Nebenwirkungen eingetreten sind? Warum ist eine Evaluie-
rung nicht erforderlich?]

[..]

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1
Zu Nummer 1

Vor dem Hintergrund der gestiegenen verfassungsrechtlichen Bedeutung des Tierschutzes
und der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Toten von ménnlichen Hih-
nerkiken (BVerwG, Urteil v. 13.06.2019, 3 C 28/16) ist eine Konkretisierung des verninfti-
gen Grundes in 8 1 geboten. Schon nach friherer Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts leitet sich aus dem in § 1 Satz 1 niedergelegten Grundsatz des ethischen
Tierschutzes sowie aus Satz 2 ab, dass nicht jede Erwagung der Wirtschatftlichkeit der Tier-
haltung aus sich heraus ein ,verninftiger Grund“ im Sinne des § 1 Satz 2 sein kann. Not-
wendig ist ein Ausgleich zwischen rechtlich geschitzten Interessen der Tierhalter und den


https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Publikationen/Downloads-Buerokratiekosten/erfuellungsaufwand-handbuch.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975232/455322/5dccade0a4c46c73f2db6b2a8f380a73/2016-07-08-leitfaden-gesetzesfolgenabschaetzung-data.pdf?download=1
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Belangen des Tierschutzes andererseits (BVerfGE 101,1-45, juris Rn 140). Die Forderun-
gen des Tierschutzes sind inzwischen nicht mehr nur ethischer Natur (vgl. BT-Drs. V1/2559,
S. 9), sondern haben durch die Etablierung in Artikel 20a GG seit 2002 einen Verfassungs-
rang erhalten. Die Konkretisierung verdeutlicht auch den Wertewandel, den der Tierschutz
seit der Einfuhrung des verninftigen Grundes 1972 vollzogen hat.

Auch das Bundesverwaltungsgericht hat jingst zum Toéten mannlicher Huhnerkiken
(BVerwG, a.a.O., Rn. 17) den hohen Stellenwert des Tierschutzes im Rahmen seiner Ab-
wagung betont. Insbesondere hob es hervor, dass wirtschaftliche Griinde fir sich genom-
men keinen verninftigen Grund im Sinne von 8§ 1 Satz 2 darstellen. Dieser Grundsatz soll
nunmehr im Tierschutzgesetz deutlich zum Ausdruck kommen und die Interessen des Tie-
res als Mitgeschopf im Sinne von § 1 Satz 1 unterstreichen.

Zu Nummer 2

Mit der Ergdnzung der Ermachtigung in 8 2a Absatz 1b wird die Grundlage fur die Einfuh-
rung einer verpflichtenden Kennzeichnung und Registrierung von Hunden und Katzen ge-
schaffen. Die obligatorische Kennzeichnung und Registrierung sollen der besseren Ruck-
verfolgbarkeit und damit auch der Eindammung des illegalen Handels mit Hunden und Kat-
zen dienen. Die naheren Regelungen zur Kennzeichnung und Registrierung sollen in einer
Verordnung festgelegt werden, die auf die ergéanzte Erméachtigung im Tierschutzgesetz ge-
stutzt wird.

Zu Nummer 3
Zu § 3a

Die Mdglichkeit, Tiere grundséatzlich mittels Anbindens oder anderweitigen Fixierens zu hal-
ten, wird durch § 3a beendet.

Nach § 2 Nummer 1 muss ein Tier verhaltensgerecht untergebracht werden. Zudem darf
nach 8 2 Nummer 2 die Moglichkeit zu artgeméafer Bewegung nicht so eingeschrankt wer-
den, dass einem Tier Schmerzen oder vermeidbare Leiden oder Schaden zugefligt werden.
Indem Tiere angebunden oder anderweitig fixiert gehalten werden, wird deren Moglichkeit
zur Ausuibung arteigener Verhaltensweisen — insbesondere des Bewegungs-, Sozial- und
Komfortverhaltens — deutlich eingeschrankt. Dies fiihrt bei den betroffenen Tieren zu er-
heblichen Schmerzen, Leiden und/oder Schaden. So ist vor allem das eingeschréankte Be-
wegungsverhalten mit einem hohen Risiko fur das Auftreten von Erkrankungen und Verlet-
zungen (zum Beispiel Lahmheiten, Stoffwechselstérungen, Atemwegserkrankungen oder
Haut- und Haarschaden) sowie von Verhaltensstérungen einschlie3lich stereotypem Ver-
halten (zum Beispiel Kopfschlagen, Leerkauen, Zungenrollen oder Stangenbeif3en/Holzna-
gen) verbunden.

Nicht jedes Anbinden oder anderweitige Fixieren eines Tieres stellt eine Haltung dar. Viel-
mehr muss das Tier den Uberwiegenden Teil des Tages angebunden beziehungsweise fi-
xiert verbringen.

In den Nummern 1 bis 5 werden abschlie3end Voraussetzungen benannt, bei deren Vor-
liegen eine Anbindehaltung oder Haltung mittels anderweitiger Fixierung zuldssig sind.

Nach den Nummern 1, 3 und 4 ist die Anbindung in Einzelfallen fur einen bestimmten Zeit-
rahmen (zum Beispiel Gber Nacht oder im fur die ausbildungsgemafe Tatigkeit erforderli-
chen Umfang) und fir eine bestimmte Zweckbindung zuldssig. Nummer 1 ermdéglicht die
Anbindung oder anderweitige Fixierung nach Anweisung des Tierarztes im Rahmen einer
tierarztlichen Behandlung. Gemal Nummer 3 ist die Anbindung im Einzelfall aufgrund tier-
gesundheitsrechtlicher Vorgaben maéglich. Zudem lasst Nummer 4 die Anbindung im Rah-
men der Ausiuibung der aushildungsgemaRen Tatigkeit durch den Tierhalter zu, sofern dabei
keine Schmerzen, Leiden oder Schaden entstehen. In Rechtsverordnungen vorgesehene
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spezielle Verbote der Anbindehaltung, wie in § 7 der Tierschutz-Hundeverordnung, sind
gemal Satz 2 hiervon ausgenommen.

Nummer 2 lasst die Anbindehaltung oder der Haltung mittels anderweitiger Fixierung zu,
wenn die in einer auf Grund des 8§ 2a Absatz 1 Nummer 1 oder 2 erlassenen Rechtsverord-
nung festgelegten Anforderungen eingehalten werden. Dies betrifft aktuell insbesondere die
Kastenstandhaltung von Sauen, die nach der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung noch
flr einen begrenzten Zeitraum maglich ist.

Nummer 5 erlaubt die Anbindehaltung von lUber 6 Monate alten Rindern im Ausnahmefall
in Bestandsbauten. Auch die Anbindehaltung von Rindern verst6f3t grundsétzlich gegen 8
2 und soll daher nicht mehr praktiziert werden. Denn fiir die Zeit der Fixation sind die Tiere
in ihren artgerechten Verhaltensweisen deutlich eingeschrankt. Das betrifft insbesondere
das Komfort-, Fortbewegungs- und Sozialverhalten. Denn das Ausleben dieser Verhaltens-
weisen ist nur wahrend der freien Bewegung mdaglich. Das Scientific Committee on Animal
Health and Animal Welfare (SCAHAW) schlussfolgert in seinen Berichten von 2001 und
von 2012 zum Tierschutz von Mastrindern, dass die Anbindehaltung das Risiko von Ge-
sundheitsproblemen erhdht und die Tiere in ihrem artgerechten Verhalten sowie Sozialle-
ben einschrankt.

Die Vorgaben der Nummer 5 orientieren sich an dem zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes geltenden europarechtlichen Rahmen fir den 6kologischen Landbau (An-
hang Il Teil Il Nummer 1.7.5 Satz 3 der Verordnung (EU) 2018/848 des Europdaischen Par-
laments und des Rates vom 30. Mai 2018 Uber die 6kologische/biologische Produktion und
die Kennzeichnung von 6kologischen/biologischen Erzeugnissen sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates (ABI. L 150 vom 14.6.2018, S. 1). Dieser sieht
fur Kleinbetriebe die Moglichkeit vor, dass bis zu 50 Rinder in Anbindehaltung gehalten
werden durfen, wenn sie wahrend der Weidezeit Zugang zu Weideland und ganzjéhrig min-
destens zweimal in der Woche Zugang zu Freigelande haben. Der Weidegang bietet den
Rindern dabei besonders tiergerechte Bedingungen und stellt einen gewissen Ausgleich zu
der eingeschrankten Bewegungsmaoglichkeit im Winter dar. Eine Ausnahme fir Kalber ist
wegen 8§ 5 Absatz 1 Nummer 3 der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung nicht vorgese-
hen.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Es hat sich bewahrt, dass Personen, die berufs- oder gewerbsmalfiig regelmafiig Wirbeltiere
zum Zweck des Toétens betauben oder téten, gegenlber der zustandigen Behdrde einen
Sachkundenachweis zu erbringen haben. Dieser Nachweis hat den Zweck, sicherzustellen,
dass die Personen ulber die notwendigen Kenntnisse und Fahigkeiten verfligen, um die
Tiere so zu betduben oder zu tdten, dass ihnen hierbei nicht mehr als unvermeidbare
Schmerzen, Leiden oder Schaden entstehen. Durch die Anderung in Absatz 1a Satz 3 wird
der Tierschutz fur Fische verbessert. Beziiglich Fischen galt bisher die Ausnahme, dass die
betdubenden oder tétenden Personen keinen Sachkundenachweis erbringen mussten,
wenn diese Tatigkeiten in Anwesenheit einer Aufsichtsperson mit Sachkundenachweis
stattfanden. Diese Ausnahme wird nunmehr auf Falle beschrankt, in denen Fische — und
aufgrund des 8§ 4 Absatz 4 auch KopffuRR3er und Zehnful3krebse — an Bord von Fischerei-
fahrzeugen unmittelbar nach dem Fang betaubt oder getdtet werden. In diesen Féllen findet
in der Regel keine Betaubung und keine aktive Totung statt, weshalb es unverhéltnismarig
ware, hier ein Erbringen von Sachkundenachweisen im selben Umfang vorzuschreiben wie
im Fall der Schlachtung an Land. Die Anderung bewirkt, dass zukiinftig Personen einen
Sachkundenachweis erbringen missen, fur die diese Anforderung bislang nicht galt.
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Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anderung in § 4 Absatz 2 Satz 1 erweitert dessen Anwendungsbereich derart, dass §
4a nicht langer lediglich ,warmbliitige* Tiere, also Saugetiere und Vogel, erfasst, sondern
nunmehr sdmtliche ,Klassen” der Wirbeltiere, also zusatzlich Reptilien, Amphibien und Fi-
sche. Die Aufhebung dieser bisherigen Ungleichbehandlung rechtfertigen wissenschattli-
che Erkenntnisse zur Wahrnehmungs- und Empfindungsfahigkeit dieser Tiere.

Zu Doppelbuchstabe bb

8§ 4 Absatz 2 Satz 2 nimmt Fische — und aufgrund des § 4 Absatz 4 auch KopffliBer und
ZehnfulBkrebse — vom Anwendungsbereich des § 4a aus, soweit die Tiere an Bord von
Fischereifahrzeugen unmittelbar nach dem Fang betdubt oder getdtet werden. In diesen
Fallen ware nach dem Stand von Wissenschaft und Technik eine Betdubung haufig nur mit
unverhaltnismaRigem Aufwand mdglich, weshalb hier die allgemeineren Bestimmungen
des 8§ 4 Absatz 1 gentigen, die durch § 1 Absatz 3 Nummer 4 in Verbindung mit § 12 Absatz
10 der Tierschutz-Schlachtverordnung konkretisiert werden.

Zu Buchstabe c

§ 4 Absatz 4 regelt, dass die Vorschriften des 8§ 4 — und gemaf dessen Absatz 2 auch des
§ 4a — kinftig auch im Fall von KopffiiRern und ZehnfuRkrebsen Anwendung finden. Hier-
durch werden die Tiergruppen der KopffuRer (dazu zéhlen u. a. ,Tintenfische" wie Kraken,
Kalmare und Sepien) sowie der ZehnfuRBkrebse (dazu zahlen u. a. Garnelen, Krabben,
Flusskrebse, Kaisergranat und Hummer) mit den Wirbeltieren in Bezug auf die Anforderun-
gen an die Betdubung und T6tung sowie die diesbeziglich erforderlichen Kenntnisse und
Fahigkeiten (Sachkunde) gleichgestellt. Zwischenzeitlich existieren ausreichend wissen-
schaftliche Belege daflir, dass von einer Wahrnehmungs- und Empfindungsfahigkeit dieser
wirbellosen Tiere auszugehen ist, welche der bisherigen Ungleichbehandlung entgegen-
steht.

Zu Nummer 5

Bezliglich der Anderung im ersten Halbsatz des § 4a Absatz 1 wird auf die Begriindung zu
8§ 4 Absatz 2 verwiesen.

Durch die Anderung im zweiten Halbsatz des § 4a Absatz 1 wird die bisherige Verkniipfung
zwischen Betaubungspflicht und Blutentzug aufgehoben. Dies ist erforderlich, da der Blut-
entzug in tierschutzrechtlicher Hinsicht sowie insbesondere bei wirbellosen Tieren kein
zwangslaufiger Bestandteil der Schlachtung ist.

Zu Nummer 6

Die Anderungen in § 4b Nummer 1 Buchstabe d und e betreffen die Erméachtigung zum
Erlass von Vorschriften hinsichtlich der zur Betdubung und Tétung von Tieren erforderlichen
Kenntnisse und Fahigkeiten sowie deren Nachweis. Diese Erméachtigungen sind nun nicht
langer auf Wirbeltiere beschréankt, sondern umfassen alle in den 88 4 und 4a genannten
Tiere, also zusatzlich KopffuRer und ZehnfuRkrebse. Zur Begriindung wird auf die Ausfuh-
rungen zu 8 4 Absatz 4 verwiesen.

Zu Nummer 7
Zu 8 4d

8 4d sieht eine Verpflichtung der Betreiber von Schlachteinrichtungen zur Aufzeichnung
tierschutzsensibler Vorgange am Schlachthof vor. Die Aufzeichnungen sollen durch das
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Kontrollpersonal der zustandigen Behorde zur Erganzung der Uberwachungstatigkeit vor
Ort genutzt werden.

Die Verpflichtung ist erforderlich, um eine umfassendere und wirksamere Kontrolle durch
die zustandige Behorde Uber Schlachteinrichtungen nach § 16 Absatz 1 Satz 2 zu ermégli-
chen. Bei der Kontrolle tierschutzsensibler Bereiche durch Personal der zustdndigen Be-
horde in der Schlachteinrichtung kénnen immer nur ausgewahlte Bereiche und Zeitraume
wahrgenommen werden. Insbesondere in grofReren Schlachteinrichtungen laufen jedoch
zahlreiche Vorgénge mit lebenden Tieren gleichzeitig ab. Dies erfordert die technische Un-
terstitzung des Kontrollpersonals, die durch den neuen § 4d eingeftihrt wird. Insbesondere
werden durch die Erganzung der Kontrollen durch Videoaufzeichnungen aus den Schlach-
teinrichtungen die Mdglichkeiten der zustéandigen Behdrde verbessert, etwaige strukturelle
Defizite in Schlachteinrichtungen zu identifizieren und die den Kontrollen zugrundeliegende
Risikoanalyse zu optimieren. Zuséatzlich kann die offene Errichtung von Kameras das be-
triebliche Personal dazu anhalten, die tierschutzrechtlichen Vorgaben jederzeit einzuhalten.

Durch die Aufzeichnung, Speicherung, Weitergabe und Auswertung der Videoaufzeichnun-
gen werden personenbezogene Daten der Betroffenen verarbeitet. Die Vorschrift bringt das
allgemeine Personlichkeitsrecht der Betroffenen aus Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit
Artikel 1 Absatz 1 GG — im Speziellen das Recht am eigenen Bild — in Einklang mit dem
Staatsziel Tierschutz nach Artikel 20a GG. Zahlreiche vergangene Verstol3e gegen tier-
schutzrechtliche Vorschriften auf Schlachthtéfen zeigen, dass im Umgang mit Tieren in
Schlachteinrichtung eine gesteigerte abstrakte Gefahr fur das Tierwohl besteht, aufgrund
welcher sich der auf das Notwendige begrenzte Eingriff in das allgemeine Personlichkeits-
recht der Betroffenen als verhaltnismafig erweist.

Zu Absatz 1

§ 4d Absatz 1 Satz 1 verpflichtet die Betreiber von Schlachteinrichtungen zur Einrichtung
einer Videouberwachung in Schlachthéfen. Durch die Verpflichtung zur Videoaufzeichnung
wird die Auswertung einschlagiger tierbasierter Indikatoren und des Umgangs des Perso-
nals mit den Tieren in allen Bereichen zeitgleich erméglicht. Hierdurch kann die zustandige
Behorde VerstolRe gegen tierschutzrechtliche Vorschriften effektiver feststellen und zielge-
richtete MaRnahmen zur Verhitung kinftiger Verstdl3e treffen. Die Videokameras missen
dabei fUr die Betroffenen sichtbar installiert werden, sodass diese — anders als bei heimli-
chen Aufnahmen — ihr Verhalten auf die Uberwachung einstellen konnen.

Die Regelung in Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass eine Uber die Verpflichtung gegentiber der
Behdrde hinausgehende Verarbeitung durch die Schlachteinrichtung unter Einhaltung der
allgemeinen datenschutzrechtlichen Bestimmungen méglich ist. Dabei ist insbesondere die
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zum Beschaftigtendatenschutz zu beachten.

Zu Absatz 2

8§ 4d Absatz 2 Satz 1 sieht eine Beschrankung der Schlachteinrichtungen, die grundsétzlich
zur Videouberwachung verpflichtet sind, auf solche ab einer bestimmten GrdR3e vor. Der mit
der VideolUberwachung verbundene Erfillungsaufwand belastet die Wirtschaftsbeteiligten
mit zunehmender Betriebsgrof3e in der Regel weniger. Von der BetriebsgréfRe hangt auch
ab, wie viele Tiere von etwaigen VersttRen gegen tierschutzrechtliche Vorschriften mit sys-
tematischer Ursache betroffen sind. Dabei erfolgt die Abgrenzung mittels Schwellenwerten,
von denen auch die Anwendbarkeit weiterer tierschutz- sowie lebensmittelhygienerechtli-
cher Vorschriften abhangt, und die den Behdrden und Wirtschaftsbeteiligten insofern be-
reits vertraut sind, namentlich der Schwelle nach welcher im Betrieb ein Tierschutzbeauf-
tragter zu benennen ist.

Absatz 2 Satz 2 erlaubt es der zustandigen Behdrde im Einzelfall auch solche Betriebe zu
einer Videouberwachung zu verpflichten, die nach Satz von der Regelung nicht erfasst sind.
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Da in der Vergangenheit bekannt gewordene gravierende Verst63e gegen tierschutzrecht-
liche Vorschriften auch auf vergleichsweise kleinen Schlachthéfe vorkamen, die im Gegen-
satz zu Betrieben oberhalb der Schwellenwerte keiner permanenten Aufsicht durch die zu-
standige Behorde unterliegen, erméglicht 8 4d Absatz 2 Satz 2 es den Behérden, in be-
grindeten Féllen auch eine Videouberwachung dieser Schlachteinrichtungen anzuordnen.

Zu Absatz 3

§ 4d Absatz 3 legt die Bereiche im Schlachthof fest, die von der Videouberwachung erfasst
sein missen. Auf Grund der datenschutzrechtlichen Notwendigkeit, die Verarbeitung der
personenbezogenen Daten auf das erforderliche Mal3 zu beschranken, werden nur die be-
sonders tierschutzsensiblen Vorgange in Schlachteinrichtungen aufgezeichnet. Dies sind
Vorgange, bei welchen Versto3e gegen tierschutzrechtliche Vorschriften zum unmittelba-
ren Umgang mit den Tieren moglich sind. Diese Mdglichkeit besteht ab dem Moment, in
welchem die Tiere der Obhut der Schlachteinrichtung tGbergeben werden und endet mit
dem Tod der Tiere. Um uberprifen zu kdnnen, dass die weiteren Schlachtarbeiten nicht
durchgefuhrt worden sind, bevor keine Bewegungen oder andere Lebenszeichen der Tiere
mehr vorhanden waren, sind jedoch auch die ersten weiteren Schlachtarbeiten, die an den
Tieren durchgeflihrt werden, zu erfassen (z. B. Absetzen von Kopf oder Gliedmaf3en, Bru-
hen). Die Aufzeichnungen missen daher die folgenden Prozessschritte abbilden: Entladen
aus den Transportmitteln, Zufihrung in den Ruhe- /Wartebereich, Ruhen/Warten, Zufih-
rung zur Betdubung, Betdubung, Zufiihrung zur Entblutung, Setzen des Entblutungsschnit-
tes, Entblutung und die sogenannten ersten weiteren Schlachtarbeiten. Die Aufteilung die-
ser Prozessschritte auf abgrenzbare R&aumlichkeiten kann sich betriebsindividuell unter-
scheiden.

Bevor die Tiere betaubt sind, kann die VideoUberwachung insbesondere Aufschluss dar-
Uber geben, wie die Tiere getrieben oder die Behaltnisse mit darin befindlichen Tieren be-
handelt, und wie die Tiere untergebracht und versorgt werden. Konkret erlaubt die Video-
Uberwachung bis hierhin beispielsweise Ruckschlisse auf den Einsatz elektrischer Treib-
hilfen und den Umgang mit kranken und verletzten Tiere. Hinsichtlich letzterer kann die
VideolUberwachung auch dazu dienen, etwaige Verletzungen der Tiere danach zu unter-
scheiden, ob sie dem Aufenthalt in der Schlachteinrichtung oder vorgelagerten Prozess-
schritten (wie dem Transport und der Haltung) zuzurechnen sind.

Im Hinblick auf die Betdubung und Entblutung gestattet es die Videolberwachung, deren
Durchfihrung und Wirksamkeit zu bewerten, einschliel3lich betriebsseitiger Kontrollen der
Betaubungswirkung und der etwaig erforderlichen mehrmaligen Anwendung von Betau-
bungsverfahren (,Nachbetaubung®).

Die Aufzeichnungen miissen dabei die Vorgange so abbilden, dass diese sich fur die Kon-
trolltatigkeit der Behorde eignen, wobei Bereiche, die nur mit unangemessenem Aufwand
einsehbar sind, nicht erfasst werden missen. Die Behdrde kann die Geeignetheit der Er-
richtung und der erfassten Bereiche nach Absatz 5 kontrollieren.

Die Begrenzung der Videolberwachung auf tierschutzrelevante Vorgange fihrt zu einer
rAumlichen und zeitlichen Beschrankung der Videouberwachung auf den unmittelbaren
Umgang mit den Tieren. Fir die Betroffenen ist dadurch erkenntlich, wann und wo sie zum
Zwecke der Kontrolle durch die zustandige Behorde aufgezeichnet werden.

Zu Absatz 4

§ 4d Absatz 4 Satz 1 legt fest, wie lange die Videoaufzeichnungen durch den Schlachthof-
betreiber gespeichert werden miissen. Um die Uberwachung durch die zustandige Behorde
wirksamer zu gestalten, benétigt die Behdrde einen aussagekraftigen Datensatz. Der Zu-
griff auf die Aufnahmen von mehreren Schlacht- und Anlieferungstagen ermdglicht ihr ins-
besondere auch wiederholte und systematische Verstof3e festzustellen. Zugleich muss vor
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dem Hintergrund der Vorgaben des Datenschutzrechts die Datenverarbeitung auf das er-
forderliche MalR3 beschrankt werden und in diesem Kontext insbesondere der Grundsatz der
Datenminimierung gewahrt werden. Dem wird dadurch Rechnung getragen, dass die Spei-
cherung auf 30 Schlachttage beschrankt wird. Um einheitliche Vorgénge nicht zu trennen
und die Feststellung von VerstdRen somit zu verhindern, muss auch der jeweilige Anliefe-
rungstag, sollte dieser am Vortag des Schlachttages liegen, zusatzlich gespeichert werden.
Die Aufzeichnungen sind der Behérde durch die Schlachteinrichtung taglich in einem gan-
gigen Format zur Verfugung zu stellen.

Absatz 4 Satz 2 regelt die Léschung durch den Schlachthofbetreiber. Der Betreiber der
Schlachteinrichtung muss nach § 4d Absatz 4 Satz 2 die Aufzeichnungen nach Ablauf der
Speicherpflicht I6schen. Eine weitere Speicherung der Betreiber der Schlachteinrichtung
aulRerhalb der Zwecke der amtlichen Kontrolle, richtet sich nach den allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Vorgaben.

Absatz 4 Satz 3 regelt die Pflicht der Behorde die Videoaufzeichnungen zu sichten. Die
Behdrde ist verpflichtet, die Videoaufzeichnungen im Rahmen ihrer Aufsicht nach § 16 Ab-
satz 1 Nummer 2 Tierschutzgesetz stichprobenartig zu sichten. Bestehen Anhaltspunkte fiir
VerstolRe gegen tierschutzrechtliche Vorschriften, hat sie die Aufzeichnungen ebenfalls zu
sichten. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten durch die zustandige Behorde ist
dabei auf den Zweck der Kontrolle beschrénkt, sodass die Betroffenen Uberwachung ihres
nicht-tierschutzrelevanten Verhaltens durch die Behdrde nicht befurchten missen.

Absatz 4 Satz 4 regelt die Loschung der Daten, wenn die Behotrde die Daten speichert.
Nach Sichtung der Aufzeichnungen durch die Behdrde, sind die personenbezogenen Daten
fur die Zwecke, fur welche sie erhoben wurden, nicht mehr notwendig und deshalb durch
die Behdrde unverziglich zu lI6schen.

Absatz 4 Satz 5 regelt, wann die Aufzeichnungen weiterverarbeitet werden dirfen. Sofern
sich aus der Kontrolle Anhaltspunkte fiir VerstoRe gegen tierschutzrechtliche Vorschriften
ergeben, besteht der Zweck der Datenerhebung fort und die Behérde darf die Videoauf-
zeichnungen im Rahmen des Verwaltungs- Ordnungswidrigkeiten- oder Strafverfahrens
weiterverarbeiten.

Zu Absatz 5

8§ 4d Absatz 5 schreibt vor, dass die Behorde die technische Einrichtung der Videolberwa-
chung und die Praktikabilitdt der Datentibermittlung kontrolliert. Um die Geeignetheit der
Videoaufzeichnungen fur die Kontrolle durch die zustandige Behdrde zu gewéhrleisten, wird
die Behotrde ermachtigt, das Vorhaben nach dessen Errichtung und im Falle von relevanten
Veranderungen an der Schlachteinrichtung, zu kontrollieren. Zudem kann die Behérde, um
zu vermeiden, dass uniibliche Ubertragungsmethoden gewahlt werden, die Praktikabilitat
der gewahlten Form der Datentbertragung durch die Schlachteinrichtung kontrollieren.

Zu Absatz 6

§ 4d Absatz 6 sieht die Mdglichkeit einer Rechtsverordnung zur Regelung von Einzelheiten
vor. Um weitere, insbesondere technische, Einzelheiten der Videouiberwachung regeln zu
konnen, wird mit 8 4d Absatz 6 eine Ermachtigung fir das Bundesministerium fir Ern&hrung
und Landwirtschaft zum Erlass einer Rechtsverordnung geschaffen. Gemal § 16 Absatz 6
Satz 2 Tierschutzgesetz ist das Bundesministerium bereits ermachtigt, die Einzelheiten der
Erhebung und Verwendung personenbezogener Daten durch die zustdndige Behdrde
durch Rechtsverordnung zu regeln.
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Zu Nummer 8

Das Zerstéren von Geweben eines Wirbeltieres und die Vornahme eines mit Schmerzen
verbundenen Eingriffs ohne Betdubung ist grundsatzlich verboten, wenn hierfir kein ver-
nunftiger Grund besteht. Mal3geblich mit zu beriicksichtigen ist fiir die Feststellung des Vor-
liegens eines vernunftigen Grundes auch die Fortentwicklung der verfugbaren veterinar-
technischen Standards. Auf Grund dieser Fortentwicklung sind in § 5 Absatz 3 Anderungen
vorzunehmen.

Zu Buchstabe a

Nach dem Tierschutzgesetz sind sowohl das Zerstdéren von Geweben eines Wirbeltieres
als auch die Vornahme eines mit Schmerzen verbundenen Eingriffs ohne Betaubung grund-
satzlich verboten. Fir die Kastration von unter vier Wochen alten mannlichen Rindern sieht
das Gesetz bislang eine Ausnahme vor. Die Kastration von méannlichen Kélbern wird in der
Regel vorgenommen, um eine unkontrollierte Fortpflanzung zu verhindern oder eine wei-
tere Haltung des Tieres zu ermdglichen (z. B. im Rahmen der Ochsenmast). Die Kastration
ist allerdings mit erheblichen Schmerzen, Leiden und Schéden fir die betroffenen Tiere
verbunden.

Gemal 8§ 1 Satz 2 darf niemand einem Tier ohne verninftigen Grund Schmerzen, Leiden
oder Schaden zufugen. Inzwischen steht mit der Durchfiihrung des Eingriffs unter Anwen-
dung von Betdubungs- und Schmerzmitteln eine geeignete Alternative zur Verfiigung, die
die Belastung der Tiere erheblich reduziert und auch die Praktikabilitat beriicksichtigt. Ein
vernunftiger Grund, Kalbern durch den Verzicht auf eine Betdubung bei der Kastration
Schmerzen zuzufligen, besteht daher nicht mehr.

Die Ausnahme vom Betaubungsgebot in § 5 Absatz 3 Nummer 1 des Tierschutzgesetzes
fur die Kastration von unter vier Wochen alten Rindern wird entsprechend aufgehoben.

Zu Buchstabe b

Die Ausnahme in 8 5 Absatz 3 Nummer 2 ist zu streichen. Durch die thermische Verédung
der Hornanlagen mittels Brennstab oder Brennring (Thermokauter) und die dadurch entste-
henden Verbrennungen ist dieser Eingriff mit erheblichen Schmerzen, Leiden und Schaden
fur die betroffenen Tiere verbunden. Fir das Enthornen bzw. Verhindern des Hornwachs-
tums mittels Verédung der Hornanlagen bei unter sechs Wochen alten Kélbern sieht das
Gesetz bislang eine Ausnahme vom Betdubungsgebot vor, wenn er fir die vorgesehene
Nutzung des Tieres zu dessen Schutz oder zum Schutz anderer Tiere unerlasslich ist.

Inzwischen steht mit der Anwendung von Schmerz- und Betaubungsmitteln eine geeignete
Alternative zur Verflgung, die die Belastung der Tiere erheblich reduziert und auch die
Praktikabilitat bertcksichtigt. Ein vernunftiger Grund, Kalbern durch den Verzicht auf eine
Betdubung beim Enthornen oder Verhindern des Hornwachstums Schmerzen zuzufligen,
besteht daher nicht mehr.

Zu Buchstabe c und Buchstabe d

Die Ausnahme in 8 5 Absatz 3 Nummer 3 zweiter Halbsatz fiir das betdubungslose Kiirzen
des Schwanzes von unter acht Tage alten Lammern ist aus denselben Griinden wie die
Ausnahme fur das betaubungslose Kirzen des Schwanzes von unter acht Tage alten Lam-
mern mittels elastischer Ringe in 8 5 Absatz 3 Nummer 4 zu streichen.

Fur das Kirzen des Schwanzes von unter acht Tagen alten LAmmern sieht das Gesetz
bislang eine Ausnahme vor, wenn es fir die vorgesehene Nutzung des Tieres zu dessen
Schutz oder zum Schutz anderer Tiere unerlasslich ist. Begrindet wird die Durchfiihrung
des Schwénzekurzens bei Lammern mit der Verbesserung der Schlacht-, Zucht- und/oder
Scherhygiene bei den betroffenen Tieren, die insbesondere auch das Risiko fir den Befall
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mit Fliegenmaden (sogenannte Myiasis) vermindert. Durch das Anbringen der Gummiringe
im Bereich der Schwanzwirbelsdule und das folgende Absterben von Gewebe ist dieser
Eingriff allerdings mit erheblichen Schmerzen, Leiden und Schéaden fir die betroffenen
Tiere verbunden.

Inzwischen liegen ausreichend wissenschaftliche und praktische Erkenntnisse daftr vor,
dass das Kirzen des Schwanzes bei Lammern zu deren Schutz oder zum Schutz anderer
Tiere nicht mehr erforderlich ist. Mittlerweile stehen Schafhaltern geeignete Wege und Még-
lichkeiten zur Haltung von unkupierten Schafen zur Verfigung. Im Fokus steht die Umset-
zung von Mal3nahmen im Bereich der Fltterung, des Parasitenmanagements, des Schur-
und Herdenmanagements sowie der Genetik (v. a. gezielte Zucht auf Kurzschwanzigkeit),
mit denen eine angemessene Schlacht-, Zucht und Scherhygiene sichergestellt werden
kann. Auf diese Weise kann insbesondere auch das Risiko fiir das Auftreten einer Myiasis
bei unkupierten Schafen effektiv minimiert werden.

Die Ausnahme fir das betaubungslose Kirzen des Schwanzes von unter vier Tage alten
Ferkeln wird zudem auf Ferkel, die als Nutztiere zu Erwerbszwecken gehalten werden, be-
grenzt.

Zu Buchstabe e

Die Reihenfolge ist in Folge der Streichungen in Absatz 3 anzupassen.
Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Zu Dreifachbuchstabe aaa

Die Ausnahme in § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b ist zu streichen. Das Ampu-
tieren von Korperteilen bei Wirbeltieren ist ein schwerwiegender Eingriff. Ausnahmsweise
ist er bislang bei jagdlich zu fihrenden Hunden zulassig, wenn er fir die vorgesehene Nut-
zung des Tieres unerlasslich ist und tierarztliche Bedenken nicht entgegenstehen.

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a des Europaischen Ubereinkommens zum Schutz von
Heimtieren aus dem Jahr 1987 sieht ein grundsatzliches Verbot des Kupierens des
Schwanzes bei Hunden vor. Deutschland trat am 1. Mai 1992 dem Ubereinkommen bei,
allerdings u. a. unter dem Vorbehalt, vom Verbot des Kupierens des Schwanzes bei Hun-
den abzuweichen. Andere Lander haben das Ubereinkommen, auch Artikel 10, ausnahms-
los umgesetzt. Dazu zahlen Lander mit einer langen und ausgepragten Jagdtradition wie
die Niederlande, Norwegen, Osterreich, Schweden und die Schweiz. Probleme beim Ein-
satz von Jagdhunden aufgrund der nicht kupierten Ruten sind von dort nicht bekannt. Vor
diesem Hintergrund ist die praventive Amputation der Rute bei jagdlich genutzten Hunden
neu zu bewerten.

Insgesamt zeigen die Erfahrungen in den anderen Vertragsstaaten, dass das abstrakte Ver-
letzungsrisiko nicht so grof3 ist, dass die prophylaktische Amputation der Rute aus Tier-
schutzsicht gerechtfertigt wére. Der Schwanz stellt ein wesentliches Ausdrucksmittel des
Hundes gegeniiber dem Menschen, Hunden und anderen Lebewesen dar. Uber eine kom-
plexe Interaktion von Bewegung, Position und Gro3e des Schwanzes werden maf3gebliche
Informationen Uber den Erregungsstatus des Hundes, seine Gefiihle und Absichten mitge-
teilt. Dazu zahlen Angst, Unterwerfung, Freundlichkeit und Verspieltheit, aber auch Domi-
nanz und Aggression. Der Schwanz des Hundes tragt dartiber hinaus Duftdriisen und tragt
damit auch zur olfaktorischen Kommunikation mit anderen Spezies bei. Zudem ist der
Schwanz wichtig fur die Balance des Hundes wahrend der Bewegung. Nach der Amputation
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des Schwanzes kommt es zu einer Atrophie der Schwanz- und der Beckenmuskulatur mit
einem erhohten Risiko fiur Dammbriche (Perinealhernien) und Inkontinenz.

Zu Dreifachbuchstabe bbb
In Folge der Anderungen in § 5 Absatz 3 ist der Bezug zu anzupassen.
Zu Dreifachbuchstabe ccc

Die bisherige Altersbegrenzung in § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2a ist zu streichen. Sie fuhrt
dazu, dass formal Ferkel, die Uber 7 Tage alt sind, nicht kastriert werden durfen. Insbeson-
dere bei der Injektionsnarkose, die von einem Tierarzt durchgefuhrt wird, kdnnen die Ferkel
jedoch davon profitieren, wenn sie zum Zeitpunkt der Kastration etwas alter sind.

Nummer 2a ist neu zu fassen, um die Vorgaben der Richtlinie 2008/120/EG zweifelsfrei
umzusetzen. Hiernach darf die Kastration mannlicher Schweine nicht durch das Herausrei-
Ben von Gewebe erfolgen.

Zu Dreifachbuchstabe ddd

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Streichung des bisherigen 8 5 Absatz 3 Nummer
2 und zur Anderung von § 5 Absatz 3 Nummer 1.

Zu Dreifachbuchstabe eee
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.
Zu Dreifachbuchstabe fff

In dem neuen 8§ 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3a werden die Bedingungen fiir den Eingriff des
Schwénzekupierens bei Schweinen an die Vorgaben des Européischen Tierschutzrechts
(Anhang | Kapitel | Nummer 8 der Richtlinie 2008/120/EG) angepasst. Dies erfolgt durch
Aufnahme der wesentlichen Bestandteile fir den Nachweis der Unerlasslichkeit, ndmlich
vorhandene Verletzungen und durchgefiihrte VerbesserungsmalBhahmen darlegen zu
mussen.

Das Hauptproblem beim Schwanzekupieren ist nicht der Eingriff (das Kupieren) selbst, der
zwar mit Schmerzen und Schéaden fir das Tier verbunden ist, sondern das Leid der Tiere,
das aufgrund unzureichender Haltungsbedingungen sowie der damit verbundenen Uber-
forderung der Tiere entsteht und letztlich zum SchwanzbeiRen fiihrt. Das Auftreten von
SchwanzbeiRen kann daher als ein wichtiger Tierschutzindikator betrachtet werden, da
Schweine mit unkupierten Schwéanzen nur unter guten Haltungsbedingungen gehalten wer-
den konnen. Durch das Kupieren der Schwénze wird das Risiko des Auftretens von
Schwanzbeif3en nur reduziert.

Da das Schwanzbeifl3en nicht zum Zeitpunkt des Eingriffs (Sdugephase) auftritt, wird durch
diese Regelung die Verbindung zu Haltungsabschnitten hergestellt, in denen es zu
Schwanzbeil3en kommen kann. Diese Haltungsabschnitte konnen sowohl im selben Betrieb
(wenn der Erzeuger auch aufziichtet und mastet), als auch in einem anderen Betrieb liegen.
Sollte dabei der Haltungsabschnitt, in dem es zu Schwanzverletzungen gekommen ist, in
einem anderen Betrieb stattfinden als in dem Betrieb, in welchem der Eingriff erfolgt, so
muss der Nachweis der Unerlasslichkeit fir den Eingriff durch den kinftigen Halter zum
Beispiel im Rahmen einer Tierhaltererklarung gegeniiber dem Ferkelerzeuger glaubhaft
dargelegt werden. Findet der Haltungsabschnitt im selben Betrieb statt, so muss der Betrei-
ber die Unerlasslichkeit des Eingriffs darlegen kdnnen. Hierzu kann er beispielsweise an
die Tierhaltererklarung angelehnte Aufzeichnungen tber das Vorliegen der Voraussetzun-
gen fur die Unerlasslichkeit des Eingriffs fihren.
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Die bisherigen Erfahrungen haben eine grundsatzliche Problematik offenbart: Die bislang
geltenden Regelungen des Tierschutzgesetzes richten sich ausschlief3lich an denjenigen,
der den Eingriff durchfiihrt, also den Sauenhalter/Ferkelerzeuger. Auf3en vor blieben die
nachfolgenden Halter kupierter Tiere. Allerdings tritt Schwanzbei3en beim Schwein nicht in
der Sauenhaltung (also nicht wahrend der Saugephase), sondern erst im spateren Hal-
tungsabschnitt (zum Beispiel Ferkelaufzucht und/oder Mast) auf. Der spatere Tierhalter,
dies kann sowohl der Ferkelerzeuger selbst, als auch ein anderer Betrieb der beispiels-
weise mastet oder aufzichtet, sein, muss daher sehr gute Haltungsbedingungen bieten und
entsprechende Voraussetzungen daftir schaffen, dass auf den Eingriff am Ferkel verzichtet
werden kann. In diesen Haltebetrieben missen folglich die Haltungsverfahren und das Ma-
nagement angepasst werden, um auslésende Faktoren fir das Auftreten des Schwanzbei-
3ens zu minimieren.

Zusatzlich wird in 8 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3a geregelt, dass maximal ein Drittel des
Schwanzes kupiert werden darf. Damit wird die bisherige Interpretation des Amputations-
verbots der Lander aus den Ausfihrungshinweisen Schwein des Handbuchs Tierschutz-
Uberwachung in Nutztierhaltungen der Arbeitsgruppe Tierschutz der Landerarbeitsgemein-
schaft Verbraucherschutz in das Tierschutzgesetz tibernommen.

Zu Doppelbuchstabe bb
Zu Dreifachbuchstabe aaa

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Streichung des bisherigen 8 5 Absatz 1 Num-
mer 2.

Zu Dreifachbuchstabe bbb

Mit der Anderung wird Anhang | Kapital 1 Nummer 8 Absatz 3 Satz 2 der Richtlinie
2008/120/EG Rechnung getragen, wonach eine Kastration von Ferkeln nach dem siebten
Lebenstag nur von einem Tierarzt unter Anéasthesie und anschlieRender Verwendung
schmerzstillender Mittel durchgefihrt werden darf.

Zu Doppelbuchstabe cc

Zu Dreifachbuchstabe aaa

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Streichung der Ausnahme fiir die betdubungs-
lose Kastration von unter vier Wochen alten mannlichen Rindern aus § 5 Absatz 3 Nummer
1.

Zu Dreifachbuchstabe bbb

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Streichung des bisherigen 8 5 Absatz 3 Num-
mer 2.

Zu Doppelbuchstabe dd

Mit der Anderung wird Anhang | Kapital 1 Nummer 8 Absatz 3 Satz 2 der Richtlinie
2008/120/EG Rechnung getragen, wonach eine Kastration von Ferkeln nach dem siebten
Lebenstag nur von einem Tierarzt unter Anasthesie und anschlieRender Verwendung
schmerzstillender Mittel durchgefiihrt werden darf.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung nach Streichung des bisherigen Absatz 3 Satz 1
Nummer 3 und des 8 5 Absatz 3 Nummer 4.
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Zu Buchstabe ¢

Die Ausnahme fir das Kirzen des Schwanzes von unter drei Monate alten mannlichen
Kalbern mittels elastischer Ringe ist, sofern dieser Eingriff fir die vorgesehene Nutzung des
Tieres unerlasslich ist, zu streichen. Die Kiirzung wird durchgefiihrt, um Verletzungen des
Schwanzes bei Bullenkalbern und ein daraus folgendes Absterben der Schwanzspitze zu
vermeiden. Derartige Verletzungen kénnen durch unzureichende Haltungsbedingungen
(zum Beispiel zu hohe Besatzdichten, Vollspaltenboten, ungeeignete Liegeflachen) bedingt
oder begunstigt werden. Mit der Verbesserung der Haltungsbedingungen besteht mithin
eine Alternative, die den Eingriff weitestgehend tberfliissig macht.

Das Kiirzen des Schwanzes mittels elastischer Ringe ist mit erheblichen Schmerzen, Lei-
den und Schéaden fir die betroffenen Tiere verbunden. Gemaf § 1 Satz 2 darf niemand
einem Tier ohne verniinftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schaden zuflgen. Inzwi-
schen stehen geeignete Alternative zur routinemafigen Kiirzung des Schwanzes zur Ver-
fugung, die die Belastung der Tiere erheblich reduziert und auch die Praktikabilitat bertck-
sichtigt. Insbesondere ist es mdglich, mit der Verbesserung beziehungsweise Anpassung
der Haltungsbedingungen das Risiko fur das Auftreten der genannten Verletzungen erheb-
lich zu reduzieren.

Ein vernunftiger Grund, Kalbern durch das Kirzen der Schwénze mittels elastischer Ringe
Schmerzen zuzufiigen, besteht daher nicht mehr.

Zu Buchstabe d

Durch § 6 Absatz 4a Satz 1 werden Anforderungen geregelt, unter denen Schweine mit
kupierten Schwénzen gehalten werden durfen. Diese Anforderungen richten sich an den
Halter von kupierten Schweinen, der in die Pflicht genommen wird, den Nachweis von auf-
getretenen Schwanz- oder Ohrverletzungen zu erbringen, eine Risikoanalyse und die da-
zugehdrigen Verbesserungsmalinahmen, im Sinne der Empfehlung der Europaischen
Kommission (EU) 2016/336 vom 8. Mérz 2016 zur Anwendung der Richtlinie 2008/120/EG
des Rates Uber die Mindestanforderungen fiir den Schutz von Schweinen im Hinblick auf
die Verringerung der Notwendigkeit, den Schwanz zu kupieren, durchzufiihren. Diese An-
forderungen entsprechen dem Nachweis der Unerlasslichkeit fur das Schwéanzekupieren
beim Schwein nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3a und sind wesentlicher Bestandteil des
Nationalen Aktionsplans.

Der Ferkelerzeuger, welcher nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3a Schweine kupiert, nach-
dem er sich die Unerlasslichkeit des Eingriffs fur die kiinftige Nutzung im Einzelfall hat dar-
legen lassen, darf die kupierten Schweine bis zu ihrer Abgabe an den kiinftigen Halter hal-
ten, ohne die Anforderungen des Satzes 1 erfillen zu missen.

Satz 3 tragt dem Umstand Rechnung, dass bei Anwendungsbeginn des Haltungsverbotes
Tiere gehalten werden, die bereits kupiert waren.

Zu Buchstabe e

Es handelt sich um Folgeanderungen aufgrund des neuen Absatz 4a, sowie der neuen
Nummer 2b in Absatz 1 und der Anderungen in 8 5 Absatz 3.

Zu Buchstabe f

Mit der Erméachtigung nach 8 6 Absatz 7 kdnnen nahere Vorschriften zum einen tber die
Voraussetzungen und Anforderungen hinsichtlich des Eingriffs (Schwénzekupieren) nach
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3a und zum anderen Uber die Voraussetzungen und Anforderun-
gen hinsichtlich des Haltens von kupierten Tieren nach Absatz 4a geregelt werden. Beide
sind eng miteinander verknupft und entsprechen den Vorgaben der Kommission fir das
Schwanzekupieren.
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Zu Nummer 10

Mit der Ermachtigung soll die Voraussetzung geschaffen werden, um mittels Rechtsverord-
nung das Fihren von Bestandsbiichern beim gewerbsméaRigen Handel sowie der gewerbs-
maRigen Zucht und dem Halten von lebenden Tieren gemaf § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer
8 Buchstabe a und b des Tierschutzgesetzes regeln zu konnen. Mit Hilfe eines derartigen
Verzeichnisses ist ein genauer Uberblick tiber den jeweils aktuellen Tierbestand, seine Ver-
anderung und die Griinde hierfir moglich. Tierschutzrelevante Entwicklungen, wie z. B.
eine erhdhte Mortalitat, sind dadurch sowohl fur die Tierhalterinnen und Tierhalter als auch
fur die Uberwachungsbehérden leichter zu erkennen. Die Empfehlung zur Einfiihrung einer
rechtsverbindlichen, bundesweit einheitlich geltenden Vorgabe zum Fihren eines Be-
standsbuches fur den gewerbsmafligen Handel mit Heimtieren ist ein Ergebnis wissen-
schaftlicher und praktischer Untersuchungen. Wesentlich sind dabei insbesondere die Er-
gebnisse eines Forschungsprojektes (,Haltung exotischer Tiere und Wildtiere in Privathand:
Situationsanalyse, Bewertung und Handlungsbedarf insbesondere unter Tierschutzaspek-
ten®), das im Auftrag des Bundesministeriums fir Erndhrung und Landwirtschaft durchge-
fuhrt wurde.

Bislang kann das Fiuhren eines Bestandsbuchs nur bezogen auf den Einzelfall als Neben-
bestimmung im Rahmen der Erlaubniserteilung nach 8§ 11 angeordnet werden. Wie die Er-
gebnisse des Forschungsprojektes gezeigt haben, werden beim gewerbsmafigen Handel
mit Heimtieren in der Regel keine Bestandsbiicher gefiihrt. Dies erschwert die Uberwa-
chung und beginstigt TierschutzverstdfZe. Zudem kénnten vorhandene Unterlagen mog-
licherweise ungeordnet, liickenhaft und schlie3lich auch nicht vergleichbar sein, da grund-
satzlich keine festen Kriterien fur das Fuhren der Bestandsbiicher vorgegeben sind. Fir
den gewerbsmaRigen Handel mit Nutztieren ist nach § 21 der Viehverkehrsverordnung be-
reits das Fuhren eines Viehkontrollbuchs vorgeschrieben. Die Angaben, die das Viehkon-
trollbuch enthalten muss, sind dabei konkret vorgegeben.

Zu Nummer 11

§ 11b verbietet bereits in der bisher geltenden Fassung die sogenannte Qualzucht. Der
Tatbestand der Qualzucht kann durch sehr unterschiedliche Erscheinungsformen und
Krankheitsbilder erflllt sein, so dass er sich einer einfachen und gleichzeitig treffenden und
eindeutigen Beschreibung entzieht. Die Entscheidung, ob ein Fall von Qualzucht vorliegt,
ist im jeweiligen Einzelfall von den fur den Vollzug des Tierschutzgesetzes nach Landes-
recht zustandigen Behérden zu treffen.

Das in Absatz 3a Nummer 1 neu eingeflhrte Verbot, Tiere zur Schau zu stellen, umfasst
sowohl Tiere, die entgegen des Qualzuchtverbots geziichtet oder verandert worden sind,
als auch solche, die Qualzuchtmerkmale aufweisen, ohne dass diese gezielt herausgeziich-
tet wurden. Durch das Verbot soll der Zuchtanreiz entfallen, da Tiere, die Qualzuchtmerk-
male aufweisen, nicht mehr ausgestellt werden dirfen und dabei gegebenenfalls auch
Preise gewinnen konnen. Es soll verhindert werden, dass diese Tiere auf Ausstellungen
von einem Publikum wahrgenommen werden und dadurch die Nachfrage nach ihnen steigt
und kein Zuchtanreiz fir Tiere mit entsprechenden Merkmalen entsteht.

Der Wortlaut ,zur Schau stellen* ist im Gegensatz zum reinen Ausstellungsverbot weiter
gefasst und soll jegliche Form der Préasentation von Tieren, die im Gberwiegenden Interesse
des Publikums liegen, verbieten. Dies umfasst nicht nur die Vorfliihrung von Tieren in Zir-
kussen und Zoos, sondern beispielsweise auch Wettkampfe, wenn sie nicht im Interesse
des Tieres stehen, sondern im Interesse des Tierhalters oder des Publikums durchgefuhrt
werden. Insbesondere ist auch die Ausstellung von und die Werbung mit Tieren, die Qual-
zuchtmerkmale aufweisen, erfasst.

Mit dem Verbot in Absatz 3a Nummer 2 soll weitergehend verhindert werden, dass Tiere
mit typischen Qualzichtungen einem breiten Publikum verharmlosend prasentiert werden.
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Insbesondere die Multiplikationsformen der Werbung und des Films sind geeignet, den Ein-
druck einer gewissen Normalitat zu erwecken, die dem tatsachlichen Leid von Tieren mit
Qualzuchtmerkmalen nicht gerecht wird. Zum Schutz des Tierwohls reicht es flr das Verbot
aus, dass das zur Schau gestellte Tier den Eindruck vermittelt, Qualzuchtmerkmale aufzu-
weisen, da diese in der Regel Schmerzen, Leiden oder Schaden hervorrufen.

Zu Nummer 12
Zu Buchstabe a

Die Anderungen in § 11c fiihren zunachst dazu, dass die bestehende Voraussetzung zur
Abgabe lebender Wirbeltiere an Kinder und Jugendliche um KopffiRer und ZehnfuRkrebse
erganzt wird. Zur Begrindung wird auf die Ausfiihrungen zu 8§ 4 Absatz 4 verwiesen.

Zu Buchstabe b
Zu Absatz 2

8§ 11c Absatz 2 regelt ein Verbot, KopffiR3er und Zehnfulzkrebse, die zur Verwendung als
Lebensmittel bestimmt sind, an Endverbraucherinnen und -verbraucher abzugeben. Der
Transport der lebenden Tiere, deren Aufbewahrung bis zur Schlachtung sowie deren ei-
gentliche Betdubung und Tétung sind grundsatzlich mit einem héheren Risiko fur defizitéaren
Tierschutz verbunden, wenn diese Téatigkeiten von Endverbrauchenden durchgefihrt wer-
den, anstatt von spezialisierten Unternehmen. Risikofaktoren sind dabei insbesondere die
Kenntnisse und Fahigkeiten (Sachkunde) der die Tatigkeiten durchfiihrenden Personen so-
wie die ihnen — insbesondere zur Betaubung und Toétung — zur Verfligung stehenden Ein-
richtungen und Geratschaften. Die Regelung ist auch deshalb verhaltnismaiig, weil sie den
Verzehr der betreffenden Lebensmittel weiterhin ermdglicht.

Zu Absatz 3

Mit der neuen Regelung sollen die Modalitaten des gewerbsmafigen Handelns mit Heim-
tieren den Anforderungen des Tierschutzes insoweit angepasst werden, dass das Feilbie-
ten sowie die Abgabe von Heimtieren an bestimmten offentlich zugénglichen Orten einge-
schrankt werden. Ziel ist es, den Heimtierhandel, der gegen tierschutzrechtliche Vorschrif-
ten verstoR3t, zu unterbinden. Dies betrifft insbesondere Handler, die trotz Austibung einer
gewerbsmaligen Tatigkeit im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a oder
b keine entsprechende Erlaubnis besitzen und damit keine Sachkunde nachgewiesen ha-
ben. Zudem soll aber auch die Zahl der Heimtiere, die aufgrund von Spontank&ufen im
Tierheim abgegeben werden, minimiert werden. Beim Feilbieten eines Tieres im o6ffentli-
chen Raum ist die Gefahr eines unuberlegten Spontankaufs besonders hoch. Zudem erhalt
der zukinftige Tierhalter bei Abgabe des Tieres im offentlichen Raum in der Regel keinen
persdnlichen Eindruck von den Bedingungen, unter denen das Tier bisher gehalten wurde.
Diese Information ist jedoch besonders wichtig, um das Tier insgesamt besser einschéatzen
zu kénnen. Insbesondere bei Hunde- und Katzenwelpen spielt zum Beispiel die Sozialisie-
rung beim Zichter eine erhebliche Rolle fir die spatere Entwicklung des Tieres sowie des-
sen Eignung zur spater vorgesehenen Haltung. Beim Feilbieten und der Abgabe von Tieren
im offentlichen Raum kdénnen, im Gegensatz zur Abgabe in den Betriebsrdumen des Ziich-
ters oder Handlers, tierschutzwidrige Aufzucht- und Haltungsbedingungen leichter gegen-
Uber dem zukinftigen Tierhalter verborgen werden. Zudem besteht die Gefahr, dass mit
den Tieren wahrend des Feilbietens oder der Abgabe nicht tierschutzgerecht umgegangen
wird, beziehungsweise die Tiere nicht tierschutzgerecht untergebracht, transportiert und
versorgt werden.

Entscheidend ist, dass die o¢ffentlichen Stral3en, Wege und Platze der Allgemeinheit zur
Verfligung stehen, sodass auch private aber allgemein zugéangliche Parkplatze von dem
Verbot umfasst sind, aber auch Freizeitanlagen. Feilbieten bedeutet, dass das Tier vor Ort
prasent sein muss. Der Abschluss eines Kaufvertrags ist hingegen nicht erforderlich. Unter
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Abgabe fallt das Uberlassen zur eigenen Verfligungsgewalt an dem Tier unabhangig von
dem zugrundeliegenden Rechtsgeschéft.

Nutztiere im Sinne der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung und Pferde sind von dem
Verbot ausgenommen, weil die oben genannten Uberlegungen auf diese Tiere nur bedingt
Ubertragbar sind beziehungsweise die Problematik des illegalen Handels dort nicht besteht.
Tierborsen und Tierschauen, deren Durchfiihrung einer Erlaubnis bedurfen, sind ausge-
nommen, weil diese der besonderen behdérdlichen Uberwachung unterliegen, wodurch ein
tierschutzgerechter Umgang mit den Tieren gewéhrleistet wird. Mit dem neuen § 16 Absatz
1 Satz 9 wird zusatzlich die behdrdliche Prasenz auf Tierborsen erhoht.

Zu Nummer 13
Zu §11d

Der illegale Tierhandel reicht von einzelnen Verstol3en beispielsweise gegen Dokumentati-
onspflichten lber rechtswidrige Transportbedingungen bis hin zu multiplen gleichzeitigen
Verstol3en in unterschiedlichen Rechtsgebieten. Aus diesem Grund kann beispielsweise
der illegale Welpen- und Hundehandel nur durch das Zusammenwirken mehrerer Mal3nah-
men eingedammt werden. Dazu zahlen insbesondere auch Verbesserungen im Hinblick auf
das Onlineangebot von Tieren, der den illegalen Handel durch die Mdglichkeit des anony-
men Anbietens im Internet begtinstigt.

Mit der Erganzung von § 11d werden daher Anforderungen an das Onlineangebot von Tie-
ren festgelegt, die eine standardisierte Riuckverfolgbarkeit zum jeweiligen Anbieter eines
Tieres sicherstellen und die Mdglichkeiten zur Kontrolle des Anbieters durch die zustandi-
gen Behorden verbessern sollen. Dadurch wird auch ein abschreckender Effekt auf illegale
Anbieter erzielt. Gleichzeitig wird eine EntschlielBung des Bundesrates (Drucksache 697/21
Ziffer 4) aufgegriffen. Diese fordert die Bundesregierung auf, die Durchfiihrung von Tierbor-
sen sowie den Online-Handel mit Wildtieren durch geeignete Rechtsvorschriften insbeson-
dere fur private Anbieter verbindlich zu regeln und das anonymisierte Anbieten von Wildtie-
ren zu verbieten.

Zu Absatz 1

Die Regelung in Absatz 1 Satz 1 dient der Identifizierung von Personen, die Tiere im Inter-
net zum Verkauf anbieten. Der Handel mit Haustieren in Deutschland erfolgt inzwischen zu
groBen Teilen Uber Onlineplattformen. In Folge des anonymen Anbietens (in der Regel
ohne Name und Adresse) auf diesen Plattformen ist ein Schutz der verkauften Tiere durch
die zustandigen Behdorden in vielen Fallen von vornherein ausgeschlossen. Insbesondere
der illegale Welpen- und Hundehandel nutzt dabei die Anonymitat des Onlinehandels aus.
Durch die Regelung werden Personen die Tiere im Internet zum Verkauf anbieten verpflich-
tet, Name und Adresse bei der Online-Plattform zu hinterlegen. Sofern das angebotene Tier
freiwillig oder verpflichtend gekennzeichnet ist, muss auch die Transpondernummer oder
ein gleichwertiges Aquivalent hinterlegt werden. Hinsichtlich der Anforderungen an die
Kennzeichnung ist bei Heimtieren Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013 Uber die Verbringung von Heimtie-
ren zu anderen als Handelszwecken und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 998/2003
mafgeblich. Die Daten sollen dabei nur der zustandigen Behdrde im Rahmen ihrer amtli-
chen Befugnisse zugénglich und nicht 6ffentlich einsehbar sein.

Die Regelung in Absatz 1 Satz 2 stellt klar, dass die zustandige Behoérde im Rahmen der
Austibung ihrer amtlichen Befugnisse nach § 16 Absatz 2 Satz 1 Name und Adresse von
Personen, die Tiere im Internet zum Verkauf anbieten, von den Online-Plattformen Uber-
mittelt bekommt, damit sie ihrerseits weitere Ermittlungen aufnehmen kann.

Durch die Gewabhrleistung einer vollstandigen Auskunftserteilung innerhalb einer von der
zustandigen Behdrde festzulegenden Frist in Absatz 1 Satz 3 soll verhindert werden, dass
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die Effektivitat der behdérdlichen Kontrolle durch langwieriges Auskunftsersuchen geschma-
lert wird.

Zu Absatz 2

Die Regelung in Absatz 2 erlaubt es, neben den Informationen nach Absatz 1 Satz 1 auch
den Umfang des Onlinehandels mit Tieren zu ermitteln. Denn die verdeckt handelnden Tier-
verkaufer treten dabei haufig gezielt als private Verkaufer auf, obwohl der Umfang ihrer
Tatigkeiten regelméanRig gewerblicher Natur ist. Hiermit umgehen die Anbieter gezielt die
amtliche Uberwachung gemaR § 16 Absatz 1 und vereiteln den hiermit bezweckten Tier-
schutz.

Zu Absatz 3

Zudem wird in Absatz 3 eine Regelung erganzt, die das Onlineangebot von Tieren mit Qual-
zuchtmerkmalen und von tierschutzwidrig kupierten Tieren verbietet. Auf diese Weise soll
verhindert werden, dass diese Tiere von einem Publikum wahrgenommen werden, wodurch
die Nachfrage nach ihnen steigt.

Zu Absatz 4

Mit der Erganzung einer Ermachtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung in Absatz 4 im
Hinblick auf Anforderungen an den Onlinehandel mit lebenden Tieren wird die Grundlage
fur die Festlegung naherer Regelungen fiir bestimmte Bereiche dieses Handels in einer
Verordnung geschaffen.

Zu Nummer 14
Zu Buchstabe a

In § 13 Absatz 2 wird ein Verbot aufgenommen, Mahgerate, durch deren Einsatz einem
Wirbeltier erhebliche Schmerzen, Leiden oder Schaden zugefligt werden kdnnen, zum Ma-
hen von Rasen- und Grunlandflachen zu verwenden, ohne geeignete, fur die jeweilige Mah-
technik in der Praxis verfigbare und zumutbare Tierschutzmaflinahmen zu ergreifen.

Es sind zahlreiche Verletzungen und Todesfélle bei Wildtieren (beispielsweise Igeln, Reh-
kitze, Hasen) durch den Einsatz von Mahgeraten dokumentiert. Bei nachtaktiven Tieren
(beispielsweise Igeln) kommt es insbesondere zu diesen Verletzungen, wenn die Gerate
wahrend der Nacht eingesetzt werden. Die dadurch entstehenden Schmerzen, Leiden, oder
Schaden bei den betroffenen Tieren kdnnen vermieden werden, wenn Mahgerate, insbe-
sondere Mahroboter, stattdessen tagstiber eingesetzt werden. Rehkitze und Hasen werden
verletzt und getotet, wenn Mahflachen in der relevanten Jahreszeit nicht vor Beginn der
Maharbeiten abgesucht und aufgefundene Tiere aus dem Einsatzgebiet des Mahgeréates
entfernt werden. Inzwischen stehen fir das Aufsuchen der Tiere in den betreffenden Area-
len geeignete Technologien (zum Beispiel Drohnen mit Warmebildkameras) zur Verfiigung,
so dass das Verbot des Einsatzes von Mahgeréaten, wenn keine geeigneten und zumutba-
ren Malinahmen zur weitgehenden Vermeidung erheblicher Schmerzen, Leiden oder Scha-
den bei Wirbeltieren ergriffen werden, aus Tierschutzgriinden gerechtfertigt ist. Beim Ein-
satz von Mahgeraten ist es aber unmdglich, jegliches Risiko der Zufiigung von Schmerzen,
Leiden oder Schaden bei Wirbeltieren durch Malinahmen auszuschlieBen. So kommt bei
kleinen und flichtenden Wirbeltieren, wie zum Beispiel Mausen, ein Suchen und Entfernen
der Tiere aus dem Mahgebiet nicht in Betracht. Stehen aber fur die jeweilige Mahtechnik
praktikable MaRnahmen zur Verfiigung, um Wirbeltiere beim Einsatz von Mahgeraten vor
erheblichen Schmerzen, Leiden oder Schaden zu schitzen, sind diese zu verwenden.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund des neuen Absatzes 2.
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Zu Nummer 15

Die Mitwirkungsbefugnisse des Zolls bei der Durchfihrung des Tierschutzgesetzes sollen
erweitert werden, so dass vor allem die Bekampfung des illegalen Hundehandels effektiv
gestarkt werden kann. Die bisherige Regelung im Tierschutzgesetz schrankt die Mitwirkung
der Zollstellen auf die Uberwachung der Einfuhr und Ausfuhr von Tieren mit Drittlandsbezug
ein. Eine Mitwirkung dieser Stellen bei dem Verbringen von Tieren aus anderen Mitglied-
staaten der Europaischen Union in das Bundesgebiet ist bislang nicht vorgesehen. Die hier-
fur zustandige Veterinarbehdérde soll die Zollbehdérde mit entsprechenden Kontrollbefugnis-
sen versehen kénnen. Es handelt sich dabei um eine Mitwirkung in Form einer Amtshilfe
und keine zusatzliche zollbehérdliche Kontrolle des EU-Binnenmarkts.

Damit die Zollbehérden im Rahmen der Amtshilfe und im Rahmen ihrer originaren zollbe-
hordlichen Tétigkeiten gewonnene relevante Informationen an die Veterindrbehdrden wei-
tergeben durfen, ist zudem eine Einschrdnkung des Steuergeheimnisses erforderlich.
Durch die Ergadnzung soll eine bessere Zusammenarbeit von Zoll- und Veterindrbehdrden
erreicht werden. Die Notwendigkeit einer intensiven Zusammenarbeit von Zoll- und Veteri-
narbehorden wurde auch von der Europdischen Kommission im Zusammenhang mit dem
Koordinierten Kontrollplan zum Tierschutz- und zur Tiergesundheit beim Handel mit Hun-
den und Katzen festgestellt.

Zu Nummer 16
Zu Buchstabe a

In 8 16 ist in Absatz 1 Satz 9 eine Verpflichtung zur Kontrolle von Tierbdrsen zu erganzen.
Mit der Ergénzung in 8 16 Absatz 1 soll sichergestellt werden, dass Tierborsen, auf denen
gewerbsmalige Anbieter im Sinne des 8§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a oder
b auftreten, auch tatsachlich durch die fir den Vollzug des Tierschutzrechtes zustandigen
Landesbehdrden Gberwacht werden.

Im Rahmen eines vom Bundesministerium fiir Ern&hrung und Landwirtschatft initiierten und
geforderten Untersuchungsvorhabens ,Haltung exotischer Tiere und Wildtiere in Privat-
hand: Situationsanalyse, Bewertung und Handlungsbedarf insbesondere unter Tierschutz-
aspekten (Exopet)” wurde neben den grundséatzlich festgestellten tierschutzrechtlichen
Missstanden auf Tierbdrsen festgestellt, dass diese von den fur den Vollzug des Tierschutz-
rechts zustandigen Landesbehérden nur sporadisch Gberprift werden. Vor dem dargestell-
ten Hintergrund kommt die Exopet-Studie zu dem Schluss, dass mit einer engmaschigen
Uberwachung von Tierbdrsen und Tierméarkten das Risiko fur das Auftreten von Missstan-
den effektiv minimiert werden kénnte. Neben der tierschutzgerechten Unterbringung und
Versorgung der Tiere auf der Borse kann die Behorde bei der vor Ort Kontrolle bei den
gewerbsmaligen Anbietern das Vorliegen der 8§ 11-Erlaubnis, das Vorhandensein der
Sachkunde beim Verkaufspersonal und die Aushandigung der nach § 21 Absatz 5 vorge-
schriebenen Informationen Uber die Haltung und Versorgung der Tiere an die Kaufer tiber-
wachen.

Im Rahmen der Kontrolle soll auch der unmittelbare 6rtliche Bereich um die Tierbdrse
herum bericksichtigt werden. Dadurch kdnnen Versto3e gegen tierschutzrechtliche Vor-
schriften festgestellt und unterbunden werden, die im Zusammenhang mit dem Verkauf, der
Schenkung oder dem Tausch von Tieren in unmittelbarer Nahe der Tierborse auftreten kén-
nen, wie zum Beispiel das Halten der Tiere in Kraftfahrzeugen unter ungeeigneten klimati-
schen Bedingungen oder in zu kleinen Behdltnissen oder das im neuen § 11c Absatz 3
geregelte Verbot des Feilbietens von Heimtieren auf 6ffentlich zuganglichen Strafl3en, We-
gen und Platzen durch gewerbsmafige Zuchter oder Handler. Sofern keine Anzeichen da-
fur bestehen, dass auf den an die Tierborse angrenzenden Straf3en, Wegen und Platzen
Tiere verkauft, verschenkt oder getauscht werden, kann von der Kontrolle dieses Bereichs
abgesehen werden.
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Zu Buchstabe b

In § 16 Absatz 2 ist in Satz 2 eine Regelung zur Identitatsermittiung der nach Satz 1 aus-
kunftspflichtigen Personen zu etablieren.

Die in § 16 Absatz 2 normierten Kontrollbefugnisse der zustandigen Vollzugsbehdrden las-
sen sich nur durchsetzen, wenn die Identitat einer Person bekannt ist. Gerade auf Online-
plattformen besteht allerdings das Problem, dass Anbieter ihre Identitat nicht offenbaren
und teilweise auch planmaRig verdecken. Durch die neue Regelung soll eine Erméachti-
gungsgrundlage fir die zustdndigen Behorden geschaffen werden, damit diese im Rahmen
eines sogenannten Scheinkaufs Kontakt mit einem verdachtigen Anbieter von Tieren auf-
nehmen kénnen, um so dessen Identitdt oder zumindest den Aufenthaltsort der angebote-
nen Tiere ermitteln zu kdnnen. Der ,Scheinkauf zeichnet sich dadurch aus, dass im Sta-
dium der Vertragsanbahnung ein nicht vorhandenes Kaufinteresse durch die Behorde vor-
gegeben wird. Nach Erhalt der erforderlichen Informationen, das heif3t in der Regel Name
und Adresse des Anbieters, kann die Behorde dann unverdeckt inren Aufgaben nachgehen.
Im Ergebnis soll insbesondere dem illegalen Heimtierhandel entgegengewirkt werden.

Zu Buchstabe c

Bei dem Vorfuhrenlassen von in Wohnraumen gehaltenen Tieren wird die Erheblichkeits-
prufung abgeschafft. Grundsétzlich dient die Erheblichkeitsprifung dem Zweck, Bagatell-
falle auszuschliel3en. Dieser Zweck wird jedoch bereits dadurch erfillt, dass ein dringender
Tatverdacht gegen den Auskunftspflichtigen bestehen muss, dass die Tiere nicht artgemar
oder verhaltensgerecht gehalten werden. Ist diese Schwelle erreicht, besteht kein sachli-
cher Grund mehr dafir, nach der Erheblichkeit der Schmerzen, Leiden oder Schaden zu
differenzieren. Dies entspricht auch nicht dem Schutzmal3stab der 88 1 und 2, die bei
Schmerzen, Leiden und Schaden nicht nach Erheblichkeit differenzieren. Da die Vorfihrung
des Tieres in der Regel aul3erhalb der Wohnraume des Auskunftspflichtigen stattfindet, liegt
in diesem Fall auch kein Eingriff in Artikel 13 GG vor, welcher einen strengeren Mal3stab
rechtfertigen wirde.

Zu Buchstabe d

In Erganzung der Regelung in Absatz 2 Satz 2 ist eine Regelung aufzunehmen, um die
verfassungsrechtlich geschitzte Selbstbelastungsfreiheit zu gewahrleisten.

Da die Anbieter nicht wissen, dass sie von einem Behérdenmitarbeiter kontaktiert werden,
konnen sie konsequenterweise auch nicht von ihrem grundrechtlich geschiitzten Aussage-
verweigerungsrecht nach 8§ 16 Absatz 4 Gebrauch machen. Weil dadurch die Gefahr be-
steht, dass ein Anbieter wahrend des Gesprachs ungewollt Informationen mitteilt, zu denen
er wegen der Selbstbelastungsfreiheit grundséatzlich schweigen darf, enthalt Satz 3 ein ent-
sprechendes Verwertungsverbot. Dieses gilt jedoch nur fur ein etwaiges Straf- oder Ord-
nungswidrigkeitenverfahren (88 17, 18) und nicht fur das Verwaltungsverfahren. Die Nen-
nung von Name und Adresse stellen noch keine Selbstbelastung dar.

Zu Buchstabe e

Die Verordnungserméachtigung nach 8 16 Absatz 6 Satz 3 wird um weitere Register erwei-
tert. Die Aufnahme der behdrdlichen oder gerichtlichen Haltungsverbote sowie der erlaub-
nispflichtigen Tatigkeiten gemaf 8§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 in Register ist notwendig,
da in diesen Bereichen ein Vollzugsdefizit festzustellen ist. Denn die Kontrollen nach dem
Tierschutzgesetz erfolgen in der Regel auf kommunaler Ebene. Dadurch ist in einigen Be-
reichen zu beobachten, dass tierschutzrelevante Handlungen ein und derselben Person in
den Zustandigkeitsbereich von unterschiedlichen Hoheitstragern fallen kénnen.
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Zu Doppelbuchstabe aa

Nummer 1 sieht eine Ermachtigungsgrundlage fiir die bundesweit einheitliche Registrierung
von erlaubnispflichtigen Personen und Personenvereinigungen vor, die eine Erlaubnis nach
§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 bendtigen. Dies sind beispielsweise Tierschutzorganisati-
onen, die Hunde aus dem Ausland vermitteln und ebenso dafiir von den Erlaubnisinhabern
in Anspruch genommene ,Pflegestellen”, bei denen die zu vermittelnden Tiere zeitweilig
untergebracht werden. Es handelt sich um eine tierschutzrelevante Tatigkeit, die typischer-
weise einen Uberregionalen Bezug hat.

In Nummer 2 handelt es sich um die unverdndert Anwendung findende Ermachtigungs-
grundlage fir das Zirkusregister.

In Nummer 3 ist eine Erméchtigungsgrundlage vorgesehen fur ein bundesweites Register
zur Uberwachung von Haltungsverboten. Es dient insbesondere dem Austausch von zu-
standigen Behorden untereinander. Sowohl behérdliche, als auch gerichtliche Haltungsver-
bote (vgl. 8 20) sind aufzunehmen. Dabei ist zu berticksichtigen, dass sich behordliche Hal-
tungsverbote nach § 16a Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und gerichtliche Haltungsverbote in-
haltlich Gberschneiden kdnnen. Das Register ermoéglicht auch, die Abstimmung von gericht-
lichen und behdrdlichen Tierhaltungsverboten, sodass verhindert werden kann, dass diese
sich widersprechen.

Entscheidend ist, dass den Behdrden auch landerubergreifend der Informationsaustausch
ermdglicht wird und behdrdliche oder gerichtliche Haltungsverbote nicht durch den Wechsel
in ein anderes Bundesland umgangen werden konnen. Dies erhéht entscheidend die
Durchsetzung und damit Effektivitat der behdrdlichen MaZnahmen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Regelungen in Satz 4 zur Speicherung personenbezogener Daten sind infolge der An-
derungen in Satz 3 notwendig.

Zu Nummer 17

Zu 8 16k

Zu Absatz 1

§ 16k Absatz 1 regelt die Schaffung des Amtes der oder des Bundesbeauftragten fur Tier-
schutz. Mit der Einrichtung dieses Amtes wird der Tierschutz in Deutschland strukturell und
institutionell weiter gestarkt.

Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird die Unabhangigkeit des Bundesbeauftragten geregelt.

Zu Absatz 3 und Absatz 4

In den Absétzen 3 und 4 werden das Ende der Amtszeit und die Grundlagen der Aufgaben-
erfullung geregelt.

Zu Absatz 5

Die Ermachtigung in Absatz 5 soll es dem Bundesministerium ermoglichen, detaillierte Re-
gelungen bezuglich der Ausgestaltung des Amtes des Bundesbeauftragten fir Tierschutz
und seiner Aufgabenwahrnehmung durch Verordnung zu schaffen.
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Zu § 16l

Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt eine Kennzeichnungspflicht fir Haltungsbetriebe flr die Tierkérper, die
noch nicht aufgrund der bereits bestehenden Pflichten aus dem Tierische Nebenprodukte-
Beseitigungsgesetz, der Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsverordnung oder dem un-
mittelbar anwendbaren européischen Recht zum letzten Haltungsbetrieb zurlckverfolgt
werden kdnnen. Die neue Kennzeichnungspflicht wird sich vorrangig auf die Falltiere aus
dem Bereich Ferkelerzeugung und Schweinemast beziehen. Schweine missen nach der
Viehverkehrsverordnung von ihrem Haltungsbetrieb, auf dem sie geboren wurden, spétes-
tens beim Absetzen gekennzeichnet werden. Damit konnen Ferkel, die noch vor dem Ab-
setzen verenden oder getdtet werden und noch nicht gekennzeichnet sind, und Schweine,
die auf einem anderen Haltungsbetrieb als dem Betrieb, auf dem sie geboren wurden, ver-
enden oder getotet werden, im Verarbeitungsbetrieb Tierischer Nebenprodukte (VTN-Be-
trieb) nicht anhand einer Kennzeichnung zu ihrem letzten Haltungsbetrieb zuriickverfolgt
werden.

Um durch die aufgrund tierschutzbezogener Kontrollen in VTN-Betrieben (8 16m) gefunde-
nen Hinweise gezieltere Tierschutzkontrollen in Haltungsbetrieben durchfiihren zu kénnen
und Tierschutzverstof3e in diesen Betrieben aufdecken und straf- oder ordnungsrechtlich
besser ahnden zu kénnen, ist die Kennzeichnungspflicht notwendig. Der Absatz enthalt
eine Legaldefinition fur den Begriff Tierkdrper. Totgeborene Tiere sind davon nicht umfasst.

Zu Absatz 2

Die Kennzeichnungspflicht entfallt, wenn eine Rickverfolgung der Tierkdrper zum letzten
Haltungsbetrieb nicht bereits aufgrund der bestehenden Kennzeichnungspflichten sicher-
gestellt ist. Ferner soll die Kennzeichnungspflicht dann nicht greifen, wenn die Tétung der
Tiere nach tierseuchenrechtlichen Bestimmungen vorgeschrieben oder angeordnet war.

Zu Absatz 3

Es wird eine Erméachtigungsgrundlage fiir eine Rechtsverordnung geschaffen. In der
Rechtsverordnung soll, soweit es aus Grinden des Tierschutzes fur die Riickverfolgbarkeit
der Tierkorper zu dem Haltungsbetrieb, in dem das Tier verendet oder getdtet worden ist,
erforderlich ist, Vorschriften zur Kennzeichnung der Tierkérper sowie zur Art und Durchfih-
rung der Kennzeichnung erlassen werden kdnnen.

Zu Absatz 4

Das Recht der tierischen Nebenprodukte wird aufgrund der vorliegenden Regelung nicht
eingeschrankt, sondern findet weiterhin Anwendung.

Zu § 16m
Zu Absatz 1

Zum Zweck der Feststellung von Tierschutzverstéf3en, die in Haltungsbetrieben, in denen
Rinder oder Schweine gehalten werden, begangen worden sind, sollen der zustandigen
Behdrde Uber die bestehenden Befugnisse — insbesondere die Fachrechtskontrolle in der
Tierhaltung — hinaus Betretungsrechte in VTN-Betrieben eingeraumt werden. Dartber hin-
aus ist fur die Feststellung und Weiterverfolgung von Verstéf3en erforderlich, dass Bildauf-
zeichnungen (also Fotos und Videos) von Tierkdrpern in diesen Betrieben angefertigt sowie
Tierkdrper untersucht werden kénnen. Diese MalRnahmen haben im Rahmen der tblichen
Geschéftszeiten zu erfolgen. Die Untersuchungen der Tierkorper sollen insbesondere im
Hinblick auf den Erndhrungszustand, Veranderungen der Haut, Lasionen am Bewegungs-
apparat und die vorschriftsméaRige Totung erfolgen. Weiterhin soll die Behdrde Abschriften
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und Ablichtungen von geschéftlichen Unterlagen bzw. Ausdrucke und Kopien von Daten-
tragern, auf denen die geschéftlichen Unterlagen gespeichert sind, anfertigen dirfen. Die
in diesen Unterlagen enthaltenen personenbezogenen Daten dirfen von den zustandigen
Behdrden zum Zweck der Uberwachung der Einhaltung der Vorschriften des Tierschutzge-
setzes und der Vorschriften der auf Grund des Tierschutzgesetzes erlassenen Rechtsver-
ordnungen in den Haltungsbetrieben, in denen Rinder oder Schweine zu Erwerbszwecken
gehalten werden und soweit es zur Rickverfolgbarkeit der Tierkdrper zu dem Haltungsbe-
trieb, in dem das Tier verendet oder getotet worden ist, erforderlich ist, verarbeitet werden.
Zum Beispiel dirfen so die personenbezogenen Daten aus Routenplanen der VTN-Betriebe
erhoben, gespeichert und fur die Rickverfolgung von Tierkdrpern zu dem Haltungsbetrieb,
in dem die Tiere verendet oder getttet worden sind, verwendet werden. Die Abschriften,
Ablichtungen, Ausdrucke und Kopien missen, wenn sie personenbezogene Daten enthal-
ten, wenn sie nicht mehr fir den genannten Zweck erforderlich sind, spétestens jedoch
nach Ablauf von drei Jahren nach ihrer Anfertigung, vernichtet bzw. geléscht werden.

Zu Absatz 2

Der Bertreiber einer Anlage oder eines Betriebes nach Absatz 1 wird durch Nummer 1 dazu
verpflichtet, das Betreten des Betriebsgelandes durch den mit der Uberwachung
Beauftragten zu dulden. Nummer 2 dient der Durchfiihrung von Artikel 15 Absatz 1 und 2
der Verordnung (EU) 2017/625 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz
207 (Abl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1), wonach den Unternehmer Uber die blo3e Duldung
hinausgehende Pflichten treffen. Er muss den zustandigen Behdrden Zugang zu den in
Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung genannten Bereichen, Gegenstanden und
Informationen gewéhren, sowie die zustandigen Behorden nach Artikel 15 Absatz 2 der
Verordnung bei der Kontrolle unterstiitzen und mit ihnen zusammenarbeiten. Zudem wird
der Unternehmer nach Nummer 3 dazu verpflichtet, die Tierkérper zur Untersuchung
herauszugeben.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift sieht den Ersatz fur den entstandenen Aufwand vor, der den VTN-Betrieben
im Rahmen der Unterstiitzung der zustandigen Behdrde bei der Durchfiihrung der Kontrolle
eines Betriebes beziehungsweise einer Anlage entstanden ist. Soweit diese MalRhahmen
einen Eingriff in die von Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes geschiitzte Berufsaus-
tbungsfreiheit der betroffenen Betriebe darstellen, ist dieser Eingriff durch den Zweck, Tier-
schutzverstdl3e in Haltungsbetrieben besser aufdecken zu kénnen und damit dem durch
Artikel 20a GG geschitzten Tierschutz zu dienen, gerechtfertigt. Der Aufwendungsersatz
wird vorgesehen, um dem Umstand gerecht zu werden, dass die betroffenen VTN-Betriebe
mit den mdglichen TierschutzverstéRen nicht im Zusammenhang stehen und auf diese
keine Einflussmoglichkeit haben.

Zu Absatz 4

Das Recht der tierischen Nebenprodukte wird aufgrund der vorliegenden Regelung nicht
eingeschrankt, sondern findet weiterhin Anwendung.

Zu Nummer 18
Zu 817

Ziel der Anderung ist es, bestehende Gesetzesliicken zu schlieRen, um eine effektivere
Verfolgung von Straftaten gegen Tiere zu gewéhrleisten. Insbesondere soll das Misshan-
deln und Toten von Tieren, unabhangig von ihrem Status als Nutztier, Heimtier, Versuchs-
tier, Wildtier oder Zootier, hinreichend bestraft werden. Dadurch soll dem in Art. 20a GG
verankerten Staatsziel Tierschutz hinreichend Rechnung getragen werden.
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Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die Strafbarkeit der T6tung von Tieren ohne verniinftigen Grund. Die Ande-
rung gegeniiber der bisherigen Regelung in § 17 Nummer 1 (alt) liegt in der Erhéhung des
Strafrahmens. Dieser wird auf bis zu fiinf Jahre Freiheitsstrafe erhéht.

Zu Absatz 2

In Absatz 2 geht die bisherige Regelung in 8 17 Nummer 2 (alt) auf. Es handelt sich insoweit
um eine redaktionelle Folgednderung zu der Anderung in Absatz 1

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird zur Vermeidung von Strafbarkeitsliicken die versuchte Tétung von Tieren
ohne verninftigen Grund und die versuchte Misshandlung von Tieren unter Strafe gestellt.
Zudem werden bestehende Wertungswiderspriiche mit 8 303 Strafgesetzbuch (StGB) auf-
gelost. Bisher fuhrte die versuchte Tétung eines sich im fremden Eigentum befindlichen
Haustieres zu einer versuchten Sachbeschadigung nach 8 303 Absatz 3 StGB, wahrend
die versuchte T6tung eines herrenlosen Wildtieres straflos blieb. Der Eigentumsstatus ei-
nes Tieres darf zu keiner gesetzlichen Privilegierung fuhren.

Zu Absatz 4

Darlber hinaus wird in Absatz 4 ein besonders schwerer Fall geregelt. Dabei werden Re-
gelbeispiele aufgenommen, die aufgrund ihres gesteigerten Unrechtsgehalts einer hdheren
Strafe bedurfen.

Zu Nummer 1

Nummer 1 betrifft den Fall, dass die Tatbegehung im Rahmen einer gewerblichen Téatigkeit
erfolgt. Davon umfasst sind zun&chst Sachverhalte, bei denen der Tater eine gewerbliche
Tatigkeit ausubt, also die Tiere in irgendeiner Form wirtschaftlich nutzt. Als Tatigkeit in die-
sem Sinne kommt insbesondere das Ziichten, Halten, Transportieren oder Schlachten von
Tieren in Betracht. Kommt es im Rahmen dieser Tatigkeiten zu strafbaren Handlungen an
Tieren, wird vermutet, dass die Téatigkeit zumindest mitursachlich hierftr war. Ein unmittel-
barer Zusammenhang zwischen der Tathandlung und den erzielten Einnahmen ist bei der
gewerblichen Tatigkeit, anders als bei dem Merkmal der GewerbsmalRigkeit, wie er in an-
deren Strafvorschriften verwendet wird, nicht erforderlich, sondern es genigt, wenn das
Verhalten als Nebenerscheinung auftritt und billigend in Kauf genommen wird. So kénnen
Misshandlungen Folge eines Strebens nach Gewinnmaximierung sein.

Zu Nummer 2

Nummer 2 beschreibt den Fall, dass durch den Tater eine grof3e Zahl von Tieren misshan-
delt oder getttet werden. Dies soll einen besonders schweren Fall darstellen. Das Merkmal
.gro3e Zahl“ ist dabei differenziert zu beurteilen und hangt sowohl von der Tierart als auch
von der Haltungsform ab. Je mehr Tiere gehalten werden, desto héher wird in der Regel
die Zahl sein, wobei jedenfalls ab flinfzig Tieren eine groRe Zahl vorliegt.

Zu Nummer 3

Nummer 3 erfasst Félle, in denen sich Tater zu einer fortgesetzten Begehung von Straftaten
zusammengeschlossen haben und als Bande Straftaten begehen. Das Handeln als Mitglied
einer Bande ist in der Regel schwerwiegender als die Tatbegehung durch eine einzelne
Person.
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Zu Nummer 4

Nach Nummer 4 soll auch der Tater hoher bestraft werden, der ein Tier auf besonders
grausame Art und Weise qualt oder totet, denn dadurch wird das bereits begangene Un-
recht erheblich gesteigert. Der Begriff der Grausamkeit ist dabei objektiv auszulegen und
liegt dann vor, wenn aus medizinischer Sicht besonders schwere Schmerzen oder Qualen
hinzugefuigt werden, die nach Starke oder Dauer Gber das fur die Totung erforderliche Mal3
hinausgehen.

Zu Nummer 19

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu den neuen Ermachtigungsgrundlagen zur
Schaffung von Rechtsverordnungen in § 4d Absatz 6, § 6 Absatz 7, § 11 Absatz 2a, § 11d
Absatz 4, § 16 Absatz 6 Satz 3 und 8§ 16| Absatz 3.

Zu Doppelbuchstabe bb

Durch die neue Regelung des § 18 Absatz 1 Nummer 4a wird ein Ordnungswidrigkeitentat-
bestand fur Zuwiderhandlung gegen die in § 3a normierten Anforderungen an das ange-
bunden oder anderweitig fixierte Halten von Tieren geschaffen.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgednderung zu der Ergdnzung des 8 4 Absatz 4, wonach die
Vorschrift auch auf KopffuRer und ZehnfuRkrebse anzuwenden ist.

Zu Doppelbuchstabe dd
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu der Anderung in § 4a.
Zu Doppelbuchstabe ee

Mit 8 18 Absatz 1 Nummer 6b wird ein Ordnungswidrigkeitentatbestand fur Versto3e gegen
die Verpflichtung von Schlachteinrichtungen, bestimmte tierschutzrelevante Vorgange im
Betrieb aufzuzeichnen und der zustandigen Behérde bereitzustellen, geschaffen. Die Re-
gelung sanktioniert das Nichtbereitstellen, beziehungsweise das nicht vollstandige oder
zweckgerechte Bereitstellen, was seinen Ursprung jeweils auch darin finden kann, dass
nicht, beziehungsweise nicht vollstindig oder fir den Zweck geeignet aufgezeichnet oder
gespeichert wurde. Auch die verfrihte Léschung der Aufzeichnung kann zur Nichtbereit-
stellung fuhren.

Zu Doppelbuchstabe ff

Durch die neuen Regelungen in 8 18 Absatz 1 Nummer 10a und 10b werden Bul3geldvor-
schriften fir die Haltung von kupierten Tieren entgegen der Anforderungen des § 6 Absatz
4a geschaffen.

Zu Doppelbuchstabe gg

Durch § 18 Absatz 1 Nummer 22a wird das Zuschaustellen und Werben mit Tieren, die

entgegen dem Qualzuchtverbot gezichtet oder verandert worden sind und solchen die
Qualzuchtmerkmale aufweisen, sanktioniert.
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Zu Doppelbuchstabe hh

§ 18 Absatz 1 Nummer 23 wird an die Anderungen in § 11c Absatz 1 angepasst. Neben der
Abgabe von Wirbeltieren an Kinder und Jugendliche wird damit auch die Abgabe von Kopf-
fuRern und ZehnfuRkrebsen an diese sanktioniert.

Zu Doppelbuchstabe ii

Durch § 18 Absatz 1 Nummer 24 wird die Abgabe von lebenden Kopffi3ern und Zehnful3-
krebsen an den Endverbraucher zur Verwendung als Lebensmittel sanktioniert.

Zu Doppelbuchstabe jj
Zu Nummer 24a

Durch 8§ 18 Absatz 1 Nummer 24a wird ein Ordnungswidrigkeitentatbestand fur Verstdlie
von Online-Plattformen gegen die Verpflichtung zur unverziglichen und vollstandigen Aus-
kunftserteilung zu Daten von Anbietern lebender Tiere geschaffen. Unrichtige Auskunftser-
teilungen sind von der Vorschrift nicht umfasst.

Zu Nummer 24b

Zudem wird durch § 18 Absatz 1 Nummer 24b ein Ordnungswidrigkeitentatbestand fur Ver-
stol3e gegen das Verbot Tiere mit Qualzuchtmerkmalen und tierschutzwidrig kupierte Tiere
auf Online-Plattformen zum Kauf anzubieten, geschaffen.

Zu Doppelbuchstabe kk
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung
Zu Doppelbuchstabe lI

Fur eine wirksame Durchsetzung der neu geschaffenen 88 16l und 16m werden entspre-
chende Ordnungswidrigkeitstatbestande geschaffen: Zum einem wird eine Bewehrung er-
maoglicht, wenn die vorgeschriebene Kennzeichnung der Tierkodrper nicht vorgenommen
wird. Des Weiteren sollen VersttRe gegen die Pflicht zur Unterstitzung der Behérden und
die Pflicht zur Duldung des Betretens des Betriebsgeldndes durch die Behdrdenmitarbeiter
und der weiteren in 8 16m Absatz 1 genannten Malinahmen mit einem Bul3geld bewehrt
werden koénnen.

Zu Buchstabe b

Der BuR3geldrahmen wird in 8 18 geregelt. Dieser wurde seit 1998 nicht erh6ht und spiegelt
im Vergleich zu anderen Buf3geldvorschriften das begangene Unrecht nicht mehr hinrei-
chend wider. Eine Erhéhung auf 25.000 EUR bzw. 100.000 EUR ist daher aus generalpra-
ventiven Grunden angezeigt.

Zudem sind die neuen Nummern 4a, 10a und 10b des § 18 Absatz 1, dem erhdhten Bul3-
geldrahmen zuzuordnen. Denn diese VerstoRe haben unmittelbare Auswirkungen auf das
Tierwohl.

Zu Nummer 20

Zu Buchstabe a

Durch die Erganzung des 8§ 19 Absatz 1 Nummer 2 um § 18 Absatz 1 Nummer 10a wird die

Einziehung der unter VerstoR3 gegen § 6 Absatz 4a gehaltenen Tiere als Beziehungsgegen-
stand der Ordnungswidrigkeit ausdricklich erméglicht.
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Zu Buchstabe b

Mit der neuen Regelung in Absatz 3 sollen vor allem Gegenstande, wie Transportmittel,
eingezogen werden kdnnen. Dies erfolgt in Anlehnung an § 74a StGB und § 23 OWIG.

Bei der Durchfihrung von Stra3enkontrollen von illegalen Hunde-/Katzentransporten durch
die zustdndigen Behorden ist in der Regel keine Einziehung des verwendeten Transport-
fahrzeuges moglich. Es handelt sich bei diesen Transportfahrzeugen jedoch um Gegen-
stande, die im Rahmen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit nach diesem Gesetz zum
Einsatz kommen oder zu ihrer Begehung gebraucht werden kénnen. Mit der Erganzung der
Regelung in 8 19 des Tierschutzgesetzes soll den zustandigen Behérden deren Einziehung
ermdglicht werden.

Zu Nummer 21
Zu Buchstabe a

§ 21 Absatz 1 enthalt eine Ubergangsregelung hinsichtlich des neuen § 3a, durch welchen
die grundsatzliche Mdglichkeit Tiere angebunden zu halten, beendet wird. Es ist davon aus-
zugehen, dass betroffene Betriebe ihre Anlagen umriisten missen, um die Anbindehaltung
abschaffen zu kdnnen und eine verhaltensgerechte Unterbringung ihrer Tiere sicherzustel-
len. Daher ist die Umsetzung des Verbotes flr bestehende Betriebe mit einer angemesse-
nen Ubergangsfrist von funf Jahren ab Inkrafttreten dieses Gesetzes versehen.

Zu Buchstabe b
Die Regelungen haben sich durch Zeitablauf erledigt.
Zu Buchstabe ¢

§ 21 Absatz 2 enthalt eine Ubergangsvorschrift fiir die Regelungen zum Schwanzekupieren
bei Ferkeln und der Haltung von kupierten Schweinen. Die neuen Regelungen fuihren zu
Anderungen im Zusammenwirken der Beteiligten in der Schweinemast. Den Beteiligten
muss ausreichend Zeit gegeben werden, um sich an die neuen Anforderungen anzupassen.
Wahrend des Ubergangszeitraums darf der Eingriff nur vorgenommen werden, wenn er im
Einzelfall fir die spatere Nutzung des Tieres zu dessen Schutz oder zum Schutz anderer
Tiere unerlasslich ist. Die Ubergangszeitraum betragt sechs Monate ab Inkrafttreten dieses
Gesetzes.

Zu Buchstabe d

§ 21 Absatz 3 enthalt eine Ubergangsregelung hinsichtlich der Verpflichtung zur Aufzeich-
nung tierschutzrelevanter Vorgadnge am Schlachthof, die zukiinftig nach § 4d von den Be-
treibern von Schlachteinrichtungen sichergestellt werden muss. Es ist davon auszugehen,
dass betroffenen Schlachteinrichtungen durch die Einfliihrung einer Videolberwachung so-
wie durch die Speicherung und Zurverfiigungstellung der Aufzeichnungen fur die amtlichen
Kontrollen der zustdndigen Behodrden zusétzlicher Aufwand entsteht. Daher ist die Umset-
zung der Verpflichtung zur Aufzeichnung tierschutzrelevanter Vorgange fir bestehende
Schlachteinrichtungen mit einer angemessenen Ubergangsfrist von einem Jahr ab Inkraft-
treten dieses Gesetzes versehen.

Zu Buchstabe e

§ 21 Absatz 3a enthélt eine Ubergangsregelung hinsichtlich des Verbots des betaubungs-
losen Enthornens oder des Verhinderns des Hornwachstums bei unter sechs Wochen alten
Kalbern, welches kinftig durch Streichung der Ausnahmeregelung in 8 5 Absatz 3 Nummer
2 besteht. Es ist davon auszugehen, dass betroffene Betriebe geeignete Malinahmen zur
Sicherstellung des Einsatzes von Betaubungs- und Schmerzmitteln umsetzen mussen, die
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mit zusatzlichem Aufwand verbunden sind. Den Tierhaltenden wird daher ein angemesse-
ner Zeitraum von einem Jahr ab Inkrafttreten dieses Gesetzes gewahrt, in welchem sie sich
auf die neue Rechtslage einstellen und die entsprechenden Vorbereitungen treffen kdnnen.
Wahrend dieses Ubergangszeitraums, sind jedoch alle Méglichkeiten auszuschopfen, um
Schmerzen oder Leiden der Tiere zu vermindern, sodass insbesondere schmerzstillende
Tierarzneimittel anzuwenden sind.

§ 21 Absatz 3b enthélt eine Ubergangsregelung hinsichtlich des Verbots der betaubungs-
losen Kastration von unter vier Wochen alten mannlichen Rindern, welches kunftig durch
die Anderung des § 5 Absatz 3 Nummer 1 besteht. Es ist davon auszugehen, dass be-
troffene Betriebe geeignete MaRnahmen zur Sicherstellung des Einsatzes von Betdubungs-
mitteln umsetzen missen, die mit zusatzlichem Aufwand verbunden sind. Den Tierhalten-
den wird daher ein angemessener Zeitraum von drei Jahren ab Inkrafttreten dieses Geset-
zes gewahrt, um sich auf die neue Rechtslage vorzubereiten. Wahrend dieses Ubergangs-
zeitraums, sind jedoch ebenfalls alle Mdglichkeiten auszuschépfen, um Schmerzen oder
Leiden der Tiere zu vermindern.

§ 21 Absatz 3c enthélt eine Ubergangsregelung hinsichtlich des Verbots des Schwéanzekiir-
zens von Lammern, welches zukunftig durch Streichung der Ausnahmeregelung in 8 5 Ab-
satz 3 Nummer 4 besteht. Es ist davon auszugehen, dass betroffene Betriebe geeignete
Mafl3nahmen zur Sicherstellung einer entsprechenden Schlacht-, Zucht und Scherhygiene
umsetzen muissen, die mit zusatzlichem Aufwand verbunden sind. Daher ist die Umsetzung
des Verbotes fur bestehende Betriebe mit einer angemessenen Ubergangsfrist von drei
Jahren ab Inkrafttreten dieses Gesetzes versehen.

§ 21 Absatz 3d enthalt eine Ubergangsregelung hinsichtlich des Verbots des Schwénze-
kdrzens von unter drei Monate alten mannlichen Rindern mittels elastischer Ringe auch bei
Unerlasslichkeit fur die vorhergesehene Nutzung, welches kiinftig durch die Streichung der
Ausnahmeregelung in 8 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 besteht. Es ist davon auszugehen,
dass betroffene Betriebe geeignete MaBhahmen ergreifen mussen, um dem Risiko von
Schwanzverletzungen entgegenzuwirken. Daher ist die Umsetzung des Verbotes fir beste-
hende Betriebe mit einer angemessenen Ubergangsfrist von drei Jahren ab Inkrafttreten
dieses Gesetzes versehen.

Zu Buchstabe f

Die Einfuhrung einer Informationspflicht der Anbieter soll die zustédndigen Behodrden in die
Lage versetzen, bei Tierbérsen Kontrollen durchzufihren, auf denen gewerbliche Tierziich-
ter, Tierhalter oder Tierhandler Tiere zum Verkauf anbieten. Die Regelung flankiert den
neuen 8§ 16 Absatz 1 Satz 8 und soll Ubergangsweise in Kraft treten, bis eine Rechtsverord-
nung nach 8§ 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 die Regelung ersetzt.

Auf Tierborsen kénnen sowohl Tiere durch Privatpersonen angeboten, verkauft und unter-
einander getauscht als auch von gewerbsméfRigen Ziichtern und Handlern angeboten wer-
den. Die angebotenen Tierarten kdnnen dabei zahlreich und der Besucherandrang grof3
sein. Im Rahmen eines vom Bundesministerium flr Ernahrung und Landwirtschaft initiierten
und gefdrderten Untersuchungsvorhabens ,Haltung exotischer Tiere und Wildtiere in Pri-
vathand: Situationsanalyse, Bewertung und Handlungsbedarf insbesondere unter Tier-
schutzaspekten (Exopet)” wurden reprasentative Daten zur privaten Haltung von Exoten
und Wildtieren in Deutschland gewonnen und die Haltung insbesondere aus tierschutz-
rechtlicher Sicht umfassend untersucht und bewertet. Im Ergebnis dieser Untersuchungen
zeigte sich, dass in bestimmten Bereichen der Haltung dieser Tiere und des Handels mit
ihnen Handlungsbedarf besteht. Mit Blick auf die Durchfiihrung von Tierbdrsen und Tier-
markten wurde festgestellt, dass es haufig zu tierschutzrelevanten Missstanden kommt, bei
denen die geltenden rechtlichen Anforderungen nicht eingehalten werden. Dabei sind ins-
besondere Tierbdrsen und Tierméarkte betroffen, wenn dort gewerbsméaRige Anbieter auf-
treten.
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Zu Buchstabe g

§ 21 Absatz 6b enthalt eine Ubergangsregelung hinsichtlich des Verbotes der Abgabe von
lebenden Fischen, KopffiRern und ZehnfulRkrebsen an Endverbrauchende zur Verwen-
dung als Lebens- oder Futtermittel, das zuklnftig nach § 11c Absatz 2 geregelt ist. Es ist
davon auszugehen, dass betroffene Betriebe geeignete MaRnahmen zur Sicherstellung ei-
ner tierschutzgerechten Betaubung und T6étung von Fischen, KopffiiRern und ZehnfulRkreb-
sen vor Abgabe an Endverbrauchende umsetzen mussen, die mit zusatzlichem Aufwand
verbunden sind. Den betroffenen Betrieben wird daher ein angemessener Zeitraum von
einem Jahr ab Inkrafttreten dieses Gesetzes fir die Umsetzung des Verbotes der Abgabe
lebender Fische, KopffuRer und ZehnfuRkrebse gewahrt.

Zu Artikel 2

Die bisherige gesetzliche Regelung des Verbotes der Abgabe hochtrachtiger Saugetiere
zum Zweck der Schlachtung in 8§ 4 des Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes hatte
Schafe und Ziegen mit der Begrindung ausgenommen, dass die Haltungsverfahren und
sonstigen Rahmenbedingungen grundlegend anders sind als im Bereich der Haltung ande-
rer Nutztierarten (z. B. Rinder und Schweine). Zudem hatte der damalige Kenntnisstand
nicht ausgereicht, um valide Rickschlisse zur Durchfihrung und Praktikabilitat verschie-
dener Methoden zur Trachtigkeitsuntersuchung bei Schafen und Ziegen unter extensiven
Haltungsbedingungen sowie im Hinblick auf die Umsetzbarkeit von Managementmal3nah-
men zur Vermeidung der Schlachtung hochtrachtiger Tiere ziehen zu kénnen.

Mittlerweile liegen ausreichend wissenschatftliche und praktische Erkenntnisse vor, um eine
Aufnahme von Schafen und Ziegen in den Anwendungsbereich der Regelung des § 4 zu
rechtfertigen. So konnten repréasentative Daten zur Durchfiihrung und Praktikabilitat ver-
schiedener Methoden zur Trachtigkeitsuntersuchung bei Schafen und Ziegen unter exten-
siven Haltungsbedingungen im Rahmen eines vom Bundesministerium fur Erndhrung und
Landwirtschaft initiierten und geforderten Untersuchungsvorhabens erhoben werden.
Gleichzeitig wurde auch die Umsetzbarkeit von Managementmafinahmen zur Vermeidung
der Schlachtung hochtréachtiger Schafe und Ziegen umfassend untersucht und bewertet. Im
Ergebnis des Vorhabens lasst sich festhalten, dass der Einsatz von mobilen Ultraschallge-
raten eine zuverlassige und praktikable Methode zur Feststellung der Trachtigkeit bei Scha-
fen und Ziegen darstellt, deren Anwendung auch fur extensive Haltungsbedingungen ge-
eignet ist. Zudem zeigte sich, dass mit Hilfe spezifischer Managementmaf3nahmen (z. B.
Dokumentation der Deck- und Ablammzeiten, kurze Deckperioden, getrenntgeschlechtliche
Haltung der abgesetzten Jungtiere, angemessene Schulung von Tierhalterinnen und Tier-
haltern) sichergestellt werden kann, dass keine tragenden Schafe oder Ziegen zur Schlach-
tung abgegeben werden.

Zu Artikel 3 (Bekanntmachungserlaubnis)

Auf Grund der Vielzahl der Anderungen soll eine Neubekanntmachung des Wortlauts des
Tierschutzgesetzes erfolgen.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Das Gesetz soll sechs Monate nach Verkiindung in Kraft treten, um den Behdrden, den
Tierhaltenden und weiteren Betroffenen eine angemessene Vorbereitungszeit fir die Um-
setzung von MalRnahmen zu ermdéglichen, die durch die neuen oder gednderten Regelun-
gen notwendig werden.
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	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tierschutzgesetzes und des Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes
	Artikel 1
	Änderung des Tierschutzgesetzes
	Das Tierschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 1313), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 20 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2752) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Nach § 1 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
	2. In § 2a Absatz 1b werden nach den Wörtern „Vorschriften zur Kennzeichnung“ die Wörter „und Registrierung“ und nach den Wörtern „Durchführung der Kennzeichnung“ die Wörter „und Registrierung“ eingefügt.
	3. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:
	„§ 3a
	Ein Tier darf nur angebunden oder anderweitig fixiert gehalten werden, wenn


	4. § 4 wird wie folgt geändert:
	(4) „ Die Absätze 1 bis 3 gelten für Kopffüßer und Zehnfußkrebse entsprechend.“

	5. In § 4a Absatz 1 werden die Wörter „warmblütiges Tier“ durch das Wort „Wirbeltier“ und die Wörter „vor Beginn des Blutentzugs zum Zwecke des Schlachtens“ durch das Wort „zuvor“ ersetzt.
	6. In § 4b Nummer 1 Buchstabe d und e wird jeweils das Wort „Wirbeltieren“ durch das Wort „Tieren“ ersetzt.
	7. Nach § 4c wird folgender § 4d eingefügt:
	„§ 4d
	(1) Betreiber von Schlachteinrichtungen, in denen warmblütige Tiere geschlachtet werden, müssen, zum Zwecke der Kontrolle durch die zuständige Behörde zur Feststellung und Verhütung von Verstößen gegen tierschutzrechtliche Vorschriften, auf eigene Kos...
	(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Einrichtungen, die nach Artikel 17 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 des Rates vom 24. September 2009 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der Tötung (Abl. L 303 vom 18.11.2009, S. 1) keinen Tierschutzbe...
	(3) Die Videoaufzeichnungen nach Absatz 1 müssen die Tiere
	(4) Die Aufzeichnung gemäß Absatz 1 Satz 1 ist durch die Schlachteinrichtung für die letzten 30 Tage, an denen Schlachtungen stattfanden, zuzüglich der jeweiligen Anlieferung, sofern sie nicht am Schlachttag erfolgte, zu speichern und der zuständigen ...
	(5) Die zuständige Behörde kontrolliert
	(6) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, die für die optisch-elektronische Überwachung nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen Einzelheiten zu regeln. Insbesondere können in der Rechtsverordnung


	8. § 5 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	9. § 6 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Verboten ist, beim Amputieren oder Kastrieren elastische Ringe zu verwenden.“
	„(4a) Schweine mit gekürzten Schwänzen dürfen nur gehalten werden, wenn
	1. in der jeweiligen Haltungseinrichtung Schwanz- oder Ohrverletzungen aufgetreten sind,
	2. Risikoanalysen zur Ermittlung der für das Schwanz- und Ohrbeißen wesentlichen Ursachen im Sinne der Empfehlung (EU) 2016/336 der Kommission vom 8. März 2016 zur Anwendung der Richtlinie 2008/120/EG des Rates über Mindestanforderungen für den Schutz...
	3. unverzüglich die in der Analyse nach Nummer 2 festgestellten Ursachen im Sinne der Empfehlung (EU) 2016/336 abgestellt werden.
	(5) „ Der zuständigen Behörde ist auf Verlangen nachzuweisen, dass
	(7) „ Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Voraussetzungen für und Anforderungen an die Durchführung des Eingriffs im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 3a in Verbindung mit § 5 Absatz 3 Numm...

	10. Nach § 11 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:
	„(2a) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit es zum Schutz der Tiere erforderlich ist, gewerbsmäßig tätigen Personen nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a und b das Führen von Best...

	11. In § 11b wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a eingefügt:
	„(3a) Es ist verboten,

	12. § 11c wird wie folgt geändert:
	(2) „ Kopffüßer und Zehnfußkrebse, die zur Verwendung als Lebensmittel vorgesehen sind, dürfen nicht lebend an Endverbrauchende abgegeben werden.
	(3) Wer gewerbsmäßig Wirbeltiere, die keine Nutztiere oder Pferde sind, züchtet oder mit ihnen handelt, darf diese nicht auf öffentlich zugänglichen Straßen, Wegen oder Plätzen feilbieten oder abgeben. Dies gilt nicht für auf öffentlich zugänglichen S...

	13. Nach § 11c wird folgender 11d eingefügt:
	„§ 11d
	(1) Bei Anzeigen lebender Tiere müssen Anbieter ihren Namen, ihre Anschrift und, sofern das Tier freiwillig oder verpflichtend gekennzeichnet ist, den alphanumerischen Code, den der implantierte Transponder des Tieres anzeigt (Transpondernummer) oder ...
	(2) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für eine erlaubnispflichtige Tätigkeit nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 Buchstabe a oder b vor, können zusätzlich nach Absatz 1 Auskünfte über die Zahl und Inhalte der Anzeigen von dem Betreiber der betreffenden...
	(3) Das Anbieten von lebenden Tieren zum Kauf auf Online-Plattformen ist verboten, wenn die zum Kauf angebotenen Tiere
	(4) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit es zum Schutz der Tiere erforderlich ist, Anforderungen an den Handel mit lebenden Tieren auf Online-Plattformen festzulegen. Es kann insbesondere


	14. § 13 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Derjenige, der Rasen- oder Grünlandflächen mäht, hat geeignete, für die jeweilige Mähtechnik in der Praxis verfügbare und zumutbare Maßnahmen zu ergreifen, um erhebliche Schmerzen, Leiden oder Schäden an den dortigen Wirbeltieren weitgehend zu v...

	15. § 14 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	(1) „ Das Bundesministerium der Finanzen und die von ihm bestimmten Zollstellen wirken bei der Überwachung der Einfuhr und Ausfuhr von Tieren mit. Sie können auf Ersuchen der zuständigen Behörde bei dem Verbringen von Tieren aus einem anderen Mitglied...

	16. § 16 wird wie folgt geändert:
	17. Nach § 16j werden folgende §§ 16k bis 16m eingefügt:
	„§ 16k
	(1) Das Bundesministerium bestellt eine Bundesbeauftragte oder einen Bundesbeauftragten für Tierschutz.
	(2) Die beauftragte Person handelt bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und bei der Ausübung ihrer Befugnisse unabhängig. Sie unterliegt weder einer Fach- noch einer Rechtsaufsicht. Die beauftragte Person unterliegt der Rechnungsprüfung durch den Bundesre...
	(3) Das Amt endet, außer im Fall der Entlassung, mit dem Zusammentreten eines neuen Bundestages.
	(4) Der beauftragten Person ist die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Personal- und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen.
	(5) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates das Nähere über die Aufgaben und Befugnisse der Bundesbeauftragten oder des Bundesbeauftragten für Tierschutz zu regeln.

	§ 16l
	(1) Wer Rinder oder Schweine zu Erwerbszwecken hält, hat ein verendetes oder getötetes Rind oder Schwein, das nicht für den menschlichen Verzehr bestimmt ist (Tierkörper), unverzüglich und dauerhaft mit der Registriernummer zu kennzeichnen, die seinem...
	(2) Die Pflicht zur Kennzeichnung der Tierkörper entfällt, wenn
	(3) Das Bundesministerium wird ermächtigt, soweit es aus Gründen des Tierschutzes für die Rückverfolgbarkeit der Tierkörper zu dem Haltungsbetrieb, in dem das Tier verendet ist oder getötet worden ist, erforderlich ist, durch Rechtsverordnung mit Zust...
	(4) Im Übrigen bleibt das Recht der tierischen Nebenprodukte unberührt.

	§ 16m
	(1) In den Betrieben oder Anlagen, die tierische Nebenprodukte verarbeiten, können die zuständigen Behörden zur Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und der Vorschriften der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnunge...
	(2) Der Betreiber eines Betriebs oder einer Anlage, in dem oder in der tierische Nebenprodukte verarbeitet werden, hat
	(3) Sind in einem Betrieb oder einer Anlage eine oder mehrere der in Absatz 1 Satz 1 genannten Maßnahmen vorgenommen worden, so kann der Betreiber dieses Betriebes oder dieser Anlage, für den ihm durch diese Maßnahmen jeweils entstandenen Aufwand Ersa...
	(4) Im Übrigen bleibt das Recht der tierischen Nebenprodukte unberührt.“


	18. § 17 wird wie folgt gefasst:
	§ 17 „
	(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ein Wirbeltier ohne vernünftigen Grund tötet.
	(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einem Wirbeltier,
	(3) Der Versuch ist strafbar.
	(4) In besonders schweren Fällen wird die Tat mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter


	19. § 18 wird wie folgt geändert:
	(4) „ Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 3 Buchstabe a, Nummer 4 bis 6a, 7, 8, 10a bis 12, 17, 20, 20a, 22 und 25, des Absatzes 2 sowie des Absatzes 3 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 Buchstabe a mit einer Geldbuße ...

	20. § 19 wird wie folgt geändert:
	(3) „ Eingezogen werden können nach Absatz 1 und 2 auch Tiere und sonstige Gegenstände, die durch die Straftat oder Ordnungswidrigkeit hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind. § 74a des Straf...

	21. § 21 wird wie folgt geändert:
	(1) „ § 3a ist ab dem … [einsetzen: Angabe des Tages und Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des fünften auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] anzuwenden.“
	(2) „ § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3a, Absatz 4a und Absatz 5 Nummer 2 sind ab dem … [einsetzen: Angabe des Tages und des Monats der Verkündung dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des auf die Verkündung folgenden Jahres] anzuwenden. Längstens bis zum A...
	(3) „ § 4d ist ab dem … [einsetzen: Angabe des Tages und des Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] anzuwenden.“
	„(3a) Längstens bis zum Ablauf des … [einsetzen: Angabe des Tages und des Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes vorgehenden Tages sowie der Jahreszahl des auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] ist abweichend von § 5 Absatz 1 Satz 1 eine Betäubun...
	(3c) Längstens bis zum Ablauf des … [einsetzen: Angabe des Tages und des Monats des dem Inkrafttretens dieses Gesetzes vorgehenden Tages sowie der Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] ist § 5 Absatz 3 Nummer 4 in Verbindung m...
	(3d) Längstens bis zum Ablauf des … [einsetzen: Angabe des Tages und des Monats des dem Inkrafttretens dieses Gesetzes vorgehenden Tages sowie der Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] ist § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 in Verbi...
	(6) „ Bis zum Erlass einer Rechtsverordnung nach § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ist in dem Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 anzugeben, ob die Teilnahme von gewerbsmäßigen Züchtern, Haltern oder Händlern nach § 11 ...
	„(6b) § 11c Absatz 2 ist ab dem [einsetzten: Angabe des Tages und des Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] anzuwenden.“



	Artikel 2
	Änderung des Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes
	In § 4 Satz 1 des Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes vom 8. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2394), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2752) geändert worden ist, werden nach dem Wort „Säugetier“ die Wört...

	Artikel 3
	Bekanntmachungserlaubnis
	Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft kann den Wortlaut des Tierschutzgesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

	Artikel 4
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am … [einsetzen: Datum desjenigen Tages des sechsten auf den Monat der Verkündung folgenden Kalendermonats, dessen Zahl mit der des Tages der Verkündung übereinstimmt, oder, wenn es einen solchen Kalendertag nicht gibt, Datum des e...
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